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1 Einleitung 

 
Viele Jahrhunderte lang hatten behinderte Menschen keine oder nur eingeschränkte 

Rechte. In der römischen Antike war der Umgang mit behinderten Menschen vor allem 

von ihrem familiären Umfeld abhängig. Im Mittelalter entstanden erste Einrichtungen für 

Menschen mit Behinderungen, die Idee der sozialen Fürsorge fasste Fuß. In der Neuzeit 

wurden behinderte Menschen vor allem in staatlichen Einrichtungen betreut, eine beruf-

liche Rehabilitation und medizinische Versorgung wurde durch die preußische Armen-

gesetzgebung von 1891 allerdings verhindert, wohingegen bei Kriegsverletzten das Ziel, 

die Arbeitsfähigkeit wiederherzustellen, im Vordergrund stand. Am Anfang des 20. Jahr-

hunderts bis ins Jahr 1933 wurden behinderte Menschen insbesondere in der medizini-

schen Psychiatrie versorgt. Im Nationalsozialismus wurden behinderte Menschen insbe-

sondere unter dem „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ und dem „Erbge-

sundheitsgesetz“ als Versuchsobjekte behandelt und im Zuge des „Euthansasiepro-

gramms“ sterilisiert und getötet. Nach dem zweiten Weltkrieg wurden Zwangssterilisati-

onen behinderter Menschen abgeschafft, aber in der „Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte“ von 1948 wurden behinderte Menschen dennoch nicht berücksichtigt. In 

der DDR sollten auch Menschen mit Behinderungen durch Teilhabe am Arbeitsmarkt 

integriert werden, in der BRD beschäftigte man Menschen mit Behinderungen zumeist 

getrennt von Menschen ohne Behinderung in Werkstätten, Sonderschulen und Berufs-

förderwerken.1 

Der deutsche Politiker und dritte Bundespräsident Gustav Heinemann, in seiner Stellung 

als Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland von 1969 bis 1974, kümmerte sich 

besonders um diejenigen in der Gesellschaft, die im Schatten dieser zu stehen schienen. 

Am 12. Oktober 1970 tätigte er auf dem Behinderten-Kongress des VdK die Aussage:  

„Eine Gesellschaft, die alte Menschen, kranke Menschen, behinderte Menschen aller Art 

nicht als natürlichen Teil ihrer selbst zu achten und zu behandeln weiß, spricht sich selbst 

das Urteil. Unsere grundsätzlich auf Leistung und Wettbewerb ausgerichtete Gesell-

schaft ist nur dann in Ordnung, wenn sie behinderten Minderheiten volle Achtung, volle 

Gemeinschaft und ein Höchstmaß an Eingliederung gewährt.“2 

Die Politik, aber auch Behindertenrechtsbewegungen aus der Mitte der Bevölkerung 

kämpften für die gesellschaftlichen Integration und Inklusion behinderter Menschen. 

 
1 Vgl. Stiftung Erinnerung Verantwortung Zukunft/Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.): Online-
Handbuch Inklusion als Menschenrecht. Verfügbar unter: https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/ 
[Zugriff am 03.02.2022]. 
2 Anders: Problem Sonderschule. 2018, S. 2. 

https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/
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Im Art. 3 Abs. 3 S. 2 Grundgesetz (GG) wurde 1994 das Verbot der Benachteiligung 

aufgrund von Behinderung verankert. Seitdem wurden Menschen mit Behinderungen 

immer mehr Rechte eingeräumt – eine neue Perspektive eröffnete sich. Ab 2002 sollte 

das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) die gleichberechtigte Teilhabe behinderter 

Menschen am gesellschaftlichen Leben gesetzlich gewährleisten. Am 3. Mai 2008 ist die 

UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in Kraft getreten.3  

 

1.1 Einordnung der Arbeit in den aktuellen gesamtgesellschaftlichen Kontext 

Bereits seit knapp zwei Jahren ist die COVID-19-Pandemie wichtiger Bestandteil eines 

jeden Alltags von Menschen mit und ohne Behinderungen auf der gesamten Welt. Die 

gesamtgesellschaftlichen, wirtschaftspolitischen und rechtsstaatlichen Auswirkungen 

dieser Pandemie sind weitreichend. In der Bundesrepublik Deutschland kommt es teil-

weise zu massiven Einschränkungen im Alltagsleben.  

Die gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft ist für Menschen mit Behinderung 

oftmals schwierig und im Alltag mit Herausforderungen und Barrieren verbunden. Trotz 

der UN-Behindertenrechtskonvention und dem Behindertengleichstellungsgesetz rückt 

die Integration und Inklusion von Menschen mit Behinderung in die Gesamtgesellschaft, 

besonders mit Ausbruch der COVID-19-Pandemie, wieder in den Fokus.    

Das Statistische Bundesamt hat zuletzt am 24. Juni 2020 in einer Pressemitteilung den 

Anteil der schwerbehinderten Menschen an der gesamten Bevölkerung veröffentlicht, 

dieser beträgt 9,5 %. Am Ende des Jahres 2019 lebten ca. 7,9 Millionen schwerbehin-

derte Menschen in Deutschland.4  

Das Institut Ipsos Public Affairs führte im Jahr 2021 im Auftrag der Aktion Mensch e.V. 

eine bundesweite Umfrage zu Auswirkungen der Corona-Pandemie auf das Leben von 

Menschen mit Schwerbehinderung durch. In dieser werden auch wahrgenommene Ver-

änderungen von Alltagssituationen, so auch die Freizeitgestaltung berücksichtigt.5 

Im Rahmen dieser Bachelorarbeit soll die rechtliche Problematik der Inklusion und In-

tegration behinderter Menschen, in besonderem Bezug auf Barrierefreiheit auf Spielplät-

zen in der Bundesrepublik Deutschland – eine Möglichkeit der Freizeitgestaltung 

 
3 Vgl. Stiftung Erinnerung Verantwortung Zukunft/Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.): Online-
Handbuch Inklusion als Menschenrecht. Verfügbar unter: https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/ 
[Zugriff am 03.02.2022]. 
4 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Pressemitteilung Nr. 230 vom 24. Juni 2020. Verfügbar unter 
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/06/PD20_230_227.html [Zugriff am 
04.02.2022]. 
5 Ipsos Public Affairs (Hrsg.): Auswirkungen der Corona-Pandemie auf das Leben von Menschen mit 
Schwerbehinderung – Ergebnisse einer bundesweiten Umfrage. Verfügbar unter: https://www.ip-
sos.com/de-de/auswirkungen-der-corona-pandemie-auf-das-leben-von-menschen-mit-schwerbehinderung 
[Zugriff am 04.02.2022]. 

https://www.inklusion-als-menschenrecht.de/
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/06/PD20_230_227.html
https://www.ipsos.com/de-de/auswirkungen-der-corona-pandemie-auf-das-leben-von-menschen-mit-schwerbehinderung
https://www.ipsos.com/de-de/auswirkungen-der-corona-pandemie-auf-das-leben-von-menschen-mit-schwerbehinderung
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erarbeitet werden. Im Verlauf der wissenschaftlichen Arbeit erfolgt aus Gründen der 

Komplexität des Themas eine Spezialisierung der rechtlichen Problematik von Inklusion 

und Integration behinderter Menschen auf Spielplätzen im Freistaat Sachsen. 

1.2 Ausblick auf zentrale Fragestellungen 

Der erste Teil dieser Bachelorarbeit widmet sich dem Überblick der Begriffsbestimmun-

gen von Inklusion, Integration und Barrierefreiheit. Es soll zunächst erläutert werden, wie 

diese definiert werden, welche Voraussetzungen und Ziele verfolgt werden und inwiefern 

diese relevant sind, insbesondere im Hinblick auf das gesamtgesellschaftliche Leben 

und der damit verbundenen Umsetzung der Barrierefreiheit auf Spielplätzen in der Bun-

desrepublik Deutschland.  

Anschließend erfolgt eine Übersicht der Formen zu möglichen Behinderungen. Im Be-

sonderen wird zur Vereinfachung der Komplexität der rechtlichen Problematik der Inklu-

sion und Integration behinderter Menschen eine Form der Behinderung ausgewählt und 

im Rahmen der Barrierefreiheit auf Spielplätzen betrachtet. 

Weiterhin wird die aktuelle Rechtslage der UN-Behindertenrechtskonvention, des Behin-

dertengleichstellungsgesetzes und des Sächsischen Inklusionsgesetzes in wesentlichen 

Punkten erläutert und auf wesentliche Punkte begrenzt. Außerdem erfolgt die Betrach-

tung gesetzlicher und sonstiger Vorgaben für Spielplätze, insbesondere baugesetzliche 

Normen sowie der DIN-Normen 18034-1 und 33942. Auf weitere, gegebenenfalls, rele-

vante DIN-Normen wird im Rahmen dieser wissenschaftlichen Arbeit aus Gründen der 

Komplexität des Themas nicht eingegangen. 

Darüber hinaus erfolgt die beispielhafte Betrachtung einiger Spielplätze in einer sächsi-

schen Stadt. Hierfür wird eine Checkliste zur Bewertung der Barrierefreiheit entwickelt, 

um nach einer umfassenden Begehung und fotografischen Dokumentation, eine Aus-

wertung durchzuführen. Ausgehend von dieser Auswertung wird im Zusammenhang mit 

den bereits erarbeiteten Kenntnissen ein Fazit zur rechtlichen Problematik der Inklusion 

und Integration behinderter Menschen auf Spielplätzen in der Bundesrepublik Deutsch-

land gezogen.     
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2 Begriffsbestimmungen 

 
Zunächst werden die theoretische Grundlagen der Begriffe der Inklusion, Integration und 

der Barrierefreiheit erläutert und definiert. Diese Begrifflichkeiten sind als solche nicht 

vordefiniert, sondern unterliegen einem stetigen Wandel. Sie müssen daher in den Kon-

text dieser Arbeit definiert und eingeordnet werden. 

 

2.1 Inklusion 

Die Inklusion als Begriff kann vom lateinischen Wort „inclusio“ abgeleitet werden und 

bedeutet so viel wie Einschließung. Der Begriff der Inklusion wurde erstmals im Rahmen 

einer Behindertenbewegung in den 1970er Jahren in der USA verwendet. Diese Behin-

dertenbewegung forderte erstmals das Recht ein, eine vollständige Teilhabe und Teil-

nahme am gesamtgesellschaftlichen Leben für behinderte Menschen zu ermöglichen.6 

In der UN-Behindertenrechtskonvention wird die Inklusion als Menschenrecht betrachtet 

und ist Leitgedanke dieser. Jeder Mensch soll an jeder Aktivität uneingeschränkt teilneh-

men können.7  

In Deutschland herrscht ein soziales Modell von Behinderung, der früher verwendete 

Integrationsbegriff soll und wird allmählich aufgegeben, mit dem Ziel ein allgemeines 

Inklusionsverständnis zu entwickeln.  

Die Inklusion hat den Anspruch eine Aussonderung aus der Gesellschaft möglichst um-

fassend zu überwinden bzw. Hindernisse zu beseitigen. Inklusion betrifft Menschen mit 

Behinderung allerdings nur als eine von vielen gesellschaftlichen Gruppen, die dicho-

tome Einteilung der Bevölkerung in behinderte und nichtbehinderte Menschen wird zu-

gunsten einer nicht zu unterteilenden Kohäsion aufgegeben.8 Ziel der Inklusion ist die 

Überwindung vorhandener Kategorien in der Gesellschaft und die Möglichkeit des Indi-

viduums in selbstbestimmender, mitbestimmender und gleichberechtigter Weise am ge-

samtgesellschaftlichen Leben teilzuhaben.  

 
6 treefish GmbH (Hrsg.): Gemeinsam leben – Inklusion. Verfügbar unter: https://behinderung.org/inklu-
sion.htm [Zugriff am 06.02.2022] 
7 Praetor Verlagsgesellschaft mbH (Hrsg.): UN-Behindertenrechtskonvention – Inklusion. Verfügbar unter: 
https://www.behindertenrechtskonvention.info/inklusion-3693/ [Zugriff am 06.02.2022] 
8 Vgl. Flieger, Schönwiese: Menschenrechte – Integration - Inklusion, Aktuelle Perspektiven aus der For-
schung. 2011, S. 29. 

https://behinderung.org/inklusion.htm
https://behinderung.org/inklusion.htm
https://www.behindertenrechtskonvention.info/inklusion-3693/
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Abbildung 1: Unterschied zwischen Integration und Inklusion 

Quelle: https://lsj-sachsen.de/verein/arbeitsfelder/inklusion/ [letzter Zugriff am 07.02.2022, 15:22 

Uhr] 

2.1.1 Inklusive Gesellschaft 

Der Gedanke der Inklusion ist das Konzept der Vielfalt im Zusammenleben innerhalb der 

Gesellschaft. Eine inklusive Gesellschaft akzeptiert jeden Menschen und trägt dazu bei, 

dass Jedermann an dieser gleichberechtigt und selbstbestimmt teilhaben kann und nicht 

aufgrund von Heterogenitätsmerkmalen, wie z.B. Alter, Geschlecht, Ethnizität, Zugehö-

rigkeit zu Religion oder Behinderung ausgeschlossen oder ausgegrenzt wird. Eine inklu-

sive Gesellschaft wird durch die Vielfalt bereichert und der Anpassungsdruck gesenkt. 

Eine Inklusion kann nur gelingen, wenn jedes Mitglied der Gesellschaft, also auch die 

Beteiligten auf kommunaler Ebene wie Landkreise, Städte und Gemeinden sowie private 

Dritte der Bundesrepublik Deutschland, aktiv beteiligt sind und daran mitwirken. Kom-

munen können sich aktiv an Inklusion beteiligen indem inklusive Sozialräume geschaffen 

werden.9   

2.1.2 Inklusive Sozialräume 

Durch die UN-Behindertenrechtskonvention gewinnt die Gestaltung von inklusiven Sozi-

alräumen massiv an Bedeutung.  

„Inklusive Sozialräume sind gleichermaßen individuelle Lebensräume und strategische 

Handlungsräume mit einer inklusiven Zielrichtung. Diese inklusive Zielrichtung zeichnet 

sich dadurch aus, dass das selbstbestimmte und gemeinschaftliche Leben aller Men-

schen ermöglicht werden soll.“10  

Das Ziel inklusiver Sozialräume ist die Gestaltung von barrierefreien Orten und alltägli-

chen Situationen, unterstützt durch individuelle Leistungen und grundlegende 

 
9 Sozialverband VdK Bayern e.V. (Hrsg.): Inklusion und Integration. Verfügbar unter: 
https://www.vdk.de/bayern/pages/26741/inklusion_und_integration?dscc=ok [Zugriff am 06.02.2022] 
10 Initiative Sozialraum Inklusiv – Bundesfachstelle Barrierefreiheit (Hrsg.): Wohnen im inklusiven Sozial-
raum. Verfügbar unter: https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-
Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozial-
raum.pdf?__blob=publicationFile&v=5, S.12 [Zugriff am 06.02.2022] 

https://lsj-sachsen.de/verein/arbeitsfelder/inklusion/
https://www.vdk.de/bayern/pages/26741/inklusion_und_integration?dscc=ok
https://www.vdk.de/bayern/pages/26741/inklusion_und_integration?dscc=ok
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozialraum.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozialraum.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozialraum.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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Maßnahmen. Dies ermöglicht die Inklusion voranzubringen und die Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen im gesamtgesellschaftlichen Leben zu unterstützen. Dement-

sprechend ist die wichtigste Voraussetzung inklusiver Sozialräume die Barrierefreiheit 

als bedeutsames Merkmal.11  

2.2 Integration 

Der Begriff der Integration geht auf das lateinische Wort „integratio“ zurück und lässt sich 

übersetzen mit der Herstellung eines Ganzen. Hierbei werden zwei Gruppen zusammen-

gefasst, jedoch bleibt innerhalb der Gruppe sowie nach außen eine Zuordnung zur je-

weiligen Untergruppe bestehen.   

Der emeritierte Prof. Dr. Georg Feuser beschreibt Integration als eine gemeinsame Tä-

tigkeit von behinderten und nichtbehinderten Menschen zum Erhalt bzw. zur Wiederher-

stellung von gemeinsamen Lern- und Lebensfeldern.12 Diese Wiederherstellung der Ge-

meinschaft ist notwendig, um Menschen einzubeziehen, die zuvor aus verschiedenen 

Gründen aus dieser ausgeschlossen bzw. ausgegrenzt waren. 

Das Ziel der Integration ist es also, alle Menschen in die Gesellschaft (wieder-)einzube-

ziehen. Der Prozess der Integration ist ein dynamischer, lang andauernder Prozess des 

Zusammenwachsens. 

2.3 Barrierefreiheit 

Art. 4 des Behindertengleichstellungsgesetzes definiert Barrierefreiheit wie folgt: „Barri-

erefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsge-

genstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informations-

quellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, 

wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne be-

sondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und 

nutzbar sind. Hierbei ist die Nutzung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zuläs-

sig.“  

§ 3 des Sächsischen Inklusionsgesetzes (SächsInklusG) übernimmt diese Definition 

vollständig und in der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) wird barrierefreies Bauen in 

§ 50 genormt. 

 
11 Initiative Sozialraum Inklusiv – Bundesfachstelle Barrierefreiheit (Hrsg.): Wohnen im inklusiven Sozial-
raum. Verfügbar unter: https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-
Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozial-
raum.pdf?__blob=publicationFile&v=5, S.15 [Zugriff am 06.02.2022] 
12 Prof. em. Dr. Georg Feuser (Hrsg.): Thesen zu gemeinsamer Erziehung, Bildung und Unterrichtung be-
hinderter und nichtbehinderter Kinder und Jugendlicher in Kindergarten und Schule. Verfügbar unter: 
https://www.georg-feuser.com/wp-content/uploads/2019/04/Feuser-Thesen-zur-Integration-Inklusion-i.S.-
Allgemeiner-P%C3%A4dagogik-Orig-1984-10-2018.pdf, S.1 [Zugriff am 07.02.2022] 

https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozialraum.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozialraum.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/ISI-Regionalkonferenzen/dokumentation-regionalkonferenz-wohnen-im-inklusiven-sozialraum.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.georg-feuser.com/wp-content/uploads/2019/04/Feuser-Thesen-zur-Integration-Inklusion-i.S.-Allgemeiner-P%C3%A4dagogik-Orig-1984-10-2018.pdf
https://www.georg-feuser.com/wp-content/uploads/2019/04/Feuser-Thesen-zur-Integration-Inklusion-i.S.-Allgemeiner-P%C3%A4dagogik-Orig-1984-10-2018.pdf
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Gemäß der Definition nach dem BGG gibt es verschiedene Lebensbereiche in denen 

Barrieren abgebaut werden müssen. So ist barrierefreie Information und Kommunikation 

zu gewährleisten, ebenso wie digitale Barrierefreiheit im Internet, aber auch räumliche 

Barrierefreiheit. § 4 BGG trägt maßgeblich dazu bei, dass die Bedarfe von behinderten 

Menschen in den gesamtgesellschaftlichen Fokus rücken und bei der Gestaltung ver-

schiedenster Lebensbereiche Berücksichtigung finden. 

Generell kann man Barrierefreiheit definieren als Gestaltung des allgemeinen Lebens-

umfeldes sowie spezieller Lebensbereiche, zugänglich für alle Menschen von Anfang an 

ohne fremde Hilfe, aber unterstützt durch die Zulässigkeit von Hilfsmitteln. 

Barrierefreiheit ist gemäß Art. 1 der UN-BRK ein Menschenrecht und wichtig für das 

Gelingen von Inklusion, denn immer dann, wenn Menschen auf Barrieren stoßen, bleibt 

Ihnen die gänzliche Teilhabe an der Gesellschaft und somit ein selbstbestimmtes, mit-

bestimmendes und gleichberechtigtes Leben verwehrt.13 

Im Rahmen dieser Bachelorarbeit liegt der Fokus grundsätzlich auf der räumlichen Bar-

rierefreiheit, bedingt durch die Betrachtung baugesetzlicher Vorgaben und der Betrach-

tung von relevanten DIN-Normen für barrierefreie Spielplätze. 

  

 
13 Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. (Hrsg.): Barrierefreiheit in Deutschland. Verfügbar unter: 
https://www.lebenshilfe.de/barrierefreiheit#was-hei-t-barrierefreiheit-eigentlich- [Zugriff am 08.02.2022] 

https://www.lebenshilfe.de/barrierefreiheit#was-hei-t-barrierefreiheit-eigentlich-
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3 Überblick zu Arten möglicher Behinderungen 

 
In Deutschland herrscht zunehmend ein soziales Modell von Behinderung.14 Bis in die 

neunziger Jahre allerdings galt Behinderung vordergründig als Belastung hinsichtlich der 

Eingliederungsfähigkeit in die Gesellschaft. Mittlerweile wird auf die Beseitigung von Bar-

rieren, also die Schaffung von Barrierefreiheit sowie den Schutz vor Diskriminierung ge-

achtet.15 Spätestens mit der UN-Behindertenrechtskonvention sind Menschen mit Be-

hinderung in den gesamtgesellschaftlichen Fokus gerückt.  

Der Begriff der Behinderung und Schwerbehinderung findet nun mehr eine gesetzliche 

Definition. Weiterhin gibt es verschiedene Arten von Behinderungen, alle sind mit Ein-

schränkungen und zu überwindenden Hindernissen für die Betroffenen verbunden.  

Für die Überprüfung der Barrierefreiheit auf Spielplätzen in der Bundesrepublik Deutsch-

land, zur rechtlichen Problematik der Inklusion und Integration behinderter Menschen, 

ist es zunächst wichtig den Begriff der Behinderung und Schwerbehinderung zu definie-

ren sowie verschiedene Arten möglicher Behinderungen vorzustellen. Die Vorstellung 

möglicher Behinderungen ist nicht abschließend. 

 

3.1 Der Begriff der Behinderung  

Art. 1 Abs. 2 der UN-BRK führt auf, dass zu Menschen mit Behinderungen Menschen 

zählen, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen 

haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirk-

samen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. Bereits im 

Ordnungsbuchstaben e) der Präambel wird dargestellt, dass das Verständnis von Be-

hinderung sich ständig weiterentwickelt und das Behinderung aus der Wechselwirkung 

zwischen Menschen mit Behinderungen und einstellungs- und umweltbedingten Barrie-

ren entsteht. Durch die Ratifizierung von Bundestag und Bundesrat im Jahr 2008 ist die 

UN-BRK im Jahr 2009 zu geltendem deutschen Recht geworden. 

Gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX haben Menschen dann eine Behinderung, wenn sie 

körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wech-

selwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten 

Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hin-

dern können. Weiterhin legt § 2 Abs. 1 S. 2 SGB IX fest, dass eine Beeinträchtigung 

 
14 Betroffene Menschen mit Beeinträchtigungen oder Behinderungen werden oft stigmatisiert. Der Begriff 
der Behinderung und der Begriff der Beeinträchtigung wird in der vorliegenden Arbeit allerdings weiterhin 
synonym verwendet, von jeglicher Stigmatisierung differenziere ich mich.  
15 Vgl. Dietmar Christians (Hrsg.): Zum Begriff der Behinderung. Verfügbar unter: Zum Begriff der Behinde-
rung - DGB Rechtsschutz GmbH [Zugriff am 08.02.2022] 

https://www.dgbrechtsschutz.de/recht/sozialrecht/schwerbehinderte/themen/beitrag/ansicht/schwerbehinderte/zum-begriff-der-behinderung/details/anzeige/#:~:text=Das%20Bundesteilhabegesetz%20%C3%A4ndert%20zum%2001.01.2018%20die%20gesetzliche%20Definition,Wahrscheinlichkeit%20l%C3%A4nger%20als%20sechs%20Monate%20hindern%20k%C3%B6nnen%E2%80%9C.%20
https://www.dgbrechtsschutz.de/recht/sozialrecht/schwerbehinderte/themen/beitrag/ansicht/schwerbehinderte/zum-begriff-der-behinderung/details/anzeige/#:~:text=Das%20Bundesteilhabegesetz%20%C3%A4ndert%20zum%2001.01.2018%20die%20gesetzliche%20Definition,Wahrscheinlichkeit%20l%C3%A4nger%20als%20sechs%20Monate%20hindern%20k%C3%B6nnen%E2%80%9C.%20
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nach Satz 1 vorliegt, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Le-

bensalter typischen Zustand abweicht. Außerdem sind Menschen von Behinderung be-

droht, wenn eine Beeinträchtigung nach Satz 1 zu erwarten ist.  

Der genormte Begriff der Behinderung im SGB IX ist dabei stark an die Formulierung 

des Artikel 1 der UN-Behindertenrechtskonvention angelehnt. Weiterhin übernimmt § 2 

des SächsInklusG die Normierung des Begriffs der Behinderung SGB IX vollständig. 

Gemäß § 2 Abs. 2 SGB IX sind Menschen schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad 

von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre 

Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 rechtmäßig im Geltungsbe-

reich des SGB IX haben. Weiterhin gelten Menschen nur als schwerbehindert, wenn das 

zuständige Versorgungsamt die Behinderung amtlich anerkannt hat. 

Die Beeinträchtigung des Menschen zeigt sich dann, wenn die Interaktion zwischen 

Mensch und Mensch oder Mensch und Umwelt, gänzlich fehlt oder je nach Ausprägung 

der Beeinträchtigung gestört ist. Im gesamtgesellschaftlichen Leben können Menschen 

mit Behinderung hinsichtlich Information und Kommunikation auf Barrieren stoßen, aber 

auch auf digitale und räumliche Barrieren.16 

Die UN-Behindertenrechtskonvention nennt neben kommunikationsbezogenen auch die 

einstellungsbedingten Barrieren. Einstellungsbedingte Barrieren gehören zu den grund-

legendsten Barrieren denen Menschen mit Behinderung in ihrem Alltag begegnen. Dazu 

gehören Stereotypisierung, Stigma, Vorurteile und Diskriminierung. Der Abbau einstel-

lungsbedingter Barrieren kann gelingen, wenn Menschen mit und Menschen ohne Be-

hinderung im Alltag aufeinandertreffen – der Spielplatz, ein geeigneter Begegnungsort 

für Jung und Alt, für Menschen mit und ohne Behinderung.17  

Die WHO als Herausgeber der ICF, definiert Behinderung umfassender als das SGB IX.  

Demnach ist Behinderung ein „Oberbegriff für Schädigungen (Funktionsstörungen, 

Strukturschäden), Beeinträchtigungen der Aktivität und Beeinträchtigungen der Partizi-

pation (Teilhabe).“ Dementsprechend werden hier „die negativen Aspekte der Interaktion 

zwischen einer Person (mit einem Gesundheitsproblem) und ihren Kontextfaktoren (um-

welt- und personenbezogene Faktoren) bezeichnet.“18  

Der Begriff der Behinderung kann dementsprechend umfassend definiert werden. Im 

Sinne dieser Bachelorarbeit, der Barrierefreiheit auf Spielplätzen in der Bundesrepublik 

 
16 Vgl. Andrea Schmitt (Hrsg.): Begriffsbestimmungen, Definition der Behinderung. Verfügbar unter: Schell, 
SGB IX § 2 Begriffsbestimmungen / 2.2 Definition der Behinderung i. S. d. Abs. 1 | Haufe Personal Office 
Platin | Personal | Haufe [Zugriff am 08.02.2022] 
17 IAG (Hrsg.): UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen – Vision einer inklusiven 
Gesellschaft. Verfügbar unter: wissensbaustein.pdf (dguv.de), S. 5 [Zugriff am 08.02.2022] 
18 Vgl. BfArM (Hrsg.): Deutschsprachige Fassung der ICF. Verfügbar unter: BfArM - Downloads - Zustim-
mung zum Download: ICF 2005 Gesamtwerk PDF - Referenzfassung, S. 145 f. [Zugriff am 09.02.2022] 

https://www.haufe.de/personal/haufe-personal-office-platin/schell-sgbix-2-begriffsbestimmungen-22-definition-der-behinderung-isd-abs1_idesk_PI42323_HI11346360.html
https://www.haufe.de/personal/haufe-personal-office-platin/schell-sgbix-2-begriffsbestimmungen-22-definition-der-behinderung-isd-abs1_idesk_PI42323_HI11346360.html
https://www.haufe.de/personal/haufe-personal-office-platin/schell-sgbix-2-begriffsbestimmungen-22-definition-der-behinderung-isd-abs1_idesk_PI42323_HI11346360.html
https://www.dguv.de/medien/inhalt/presse/hintergrund/aktionsplan/wissensbaustein.pdf
https://www.bfarm.de/SharedDocs/Downloads/DE/Kodiersysteme/klassifikationen/icf/icfbp2005_zip.html?nn=841246&cms_dlConfirm=true&cms_calledFromDoc=841246
https://www.bfarm.de/SharedDocs/Downloads/DE/Kodiersysteme/klassifikationen/icf/icfbp2005_zip.html?nn=841246&cms_dlConfirm=true&cms_calledFromDoc=841246
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Deutschland, wird die Definition nach geltendem deutschem Recht von § 2 Abs. 1 S. 1 

SGB IX angewandt. 

3.2 Körperliche Behinderung 

Eine körperliche Behinderung liegt vor, wenn eines oder mehrere Körperteile des Be-

troffenen teilweise oder vollständig beeinträchtigt sind. Oftmals sind auch Schäden am 

Skelettsystem sowie der Muskeln des Betroffenen zu erkennen. Die Beeinträchtigung 

weist eine dauerhafte und erhebliche Einschränkung in der Bewegungsfähigkeit des Be-

troffenen auf, sie leiden vor allem unter physiologischen Defiziten. In einigen Fällen kann 

die körperliche Behinderung auch mit weiteren Behinderungen verbunden sein. Weiter-

hin kann die körperliche Behinderung aber auch von begrenzter Zeit sein, beispielsweise 

eine durch einen Unfall verursachte vorübergehende Schädigung. Hervorgerufen wer-

den physische Behinderungen durch Schädigungen des Stütz- und Bewegungsappara-

tes, chronische Erkrankungen und durch Schädigungen von Organen.19 Körperbehinde-

rungen können oft durch verschiedene Hilfssysteme, wie beispielsweise einem Kranken-

fahrstuhl abgemildert werden, hinsichtlich der Teilhabe und Partizipation im gesellschaft-

lichen Leben. 

3.3 Seelische Behinderung 

Eine seelische Behinderung ist gegenüber anderen Arten von Behinderung schwerer zu 

erkennen. Medizinisch sind sie zwar über eine Diagnose des ICD-10-GM Version 2022 

beschreibbar, aber nicht bzw. schwer messbar. Sie sind schwer messbar, da vor allem 

der Bereich der psychosozialen und sozioemotionalen Funktionen betroffen ist.20 Bei-

spielsweise betroffen bei den psychosozialen Funktionen sind die Wahrnehmung, das 

Denken oder das Gedächtnis. Seelische Behinderungen sind für Außenstehende meist 

nicht sichtbar.   

Auch seelische Behinderungen werden nach § 2 Abs. 1 S.1 SGB IX anerkannt, wenn 

die Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind. 

Die Ursachen seelischer Behinderungen sind vielfältig und werden verursacht durch das 

Zusammenspiel von biologischen, psychischen und sozialen Faktoren. Menschen mit 

seelischen Behinderungen haben eine andere Wahrnehmung und zeigen aufgrund des-

sen atypische Verhaltensweisen, was den sozialen Kontakt zu anderen Menschen 

 
19 Vgl. Leyendecker: Motorische Behinderungen – Grundlagen, Zusammenhänge und Förderungsmöglich-
keiten. 2005, S. 85 f.  
20 Vgl. BIH e.V. (Hrsg.): Fachlexikon Seelische Behinderungen. Verfügbar unter: Seelische Behinderungen 

| BIH [Zugriff am 10.02.2022] 

https://www.bih.de/integrationsaemter/medien-und-publikationen/fachlexikon-a-z/seelische-behinderungen/#:~:text=%20Seelische%20Behinderungen%20%201%20Formen%20der%20seelischen,Menschen%20und%20die%20Beratung%20von%20Arbeitgebern%2C...%20More%20
https://www.bih.de/integrationsaemter/medien-und-publikationen/fachlexikon-a-z/seelische-behinderungen/#:~:text=%20Seelische%20Behinderungen%20%201%20Formen%20der%20seelischen,Menschen%20und%20die%20Beratung%20von%20Arbeitgebern%2C...%20More%20
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erschweren und Barrieren fördern kann. Beispielsweise gelten Depressionen als das 

bekannteste Krankheitsbild seelischer Behinderungen.21  

3.4 Geistige Behinderung 

Auch Menschen mit einer geistigen Behinderung zählen zu den Menschen mit Behinde-

rung nach § 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX. 

Als geistige Behinderung bezeichnet man eine bedeutend verminderte Fähigkeit, neue 

oder vielschichtige Informationen zu verstehen, aber auch das Erlernen und Anwenden 

von neuen Fähigkeiten. Betroffene sind vor allem in den intellektuellen und kognitiven 

Fähigkeiten eingeschränkt.22 

Der Schweregrad der geistigen Behinderung wird über den Intelligenzquotienten (IQ) 

gemessen. Der Schweregrad wird von medizinischem Fachpersonal über den ICD-10-

GM diagnostiziert. Zu unterteilen sind eine leichte geistige Behinderung (IQ von 50-69), 

eine mittelgradige geistige Behinderung (IQ von 35-49), eine schwere geistige Behinde-

rung (IQ von 20-34) sowie eine schwerste geistige Behinderung (IQ <20). Je nach 

Schweregrad der geistigen Behinderung kann auch das Sozialleben bzw. die Sozialkom-

petenz beeinträchtigt sein.23  

Ursachen für die Entstehung von geistigen Behinderungen sind vielschichtig. Sie können  

beispielsweise pränatal, also durch Schädigungen vor der Geburt oder aber auch post-

natal, also auch nach der Geburt entstehen. Auch eine späterer Erwerb im Leben durch 

z.B. einen Schlaganfall oder einen Hirntumor sowie weitere Ursachen sind möglich.24 

3.5 Sinnesbeeinträchtigung 

Neben der körperliche, seelischen und geistigen Behinderung gibt es noch die Sinnes-

beeinträchtigung. Eine Sinnesbeeinträchtigung ist dann gegeben, wenn der Betroffene 

hinsichtlich des Geschmacks-, Geruchs-, Tastsinns oder des Hör- oder Sehvermögens 

beeinträchtigt ist.  

Zum Jahresende 2019 gab es laut Statistischem Bundesamt 349.036 schwerbehinderte 

Menschen mit Ausweis; Art Blindheit und Sehbehinderung sowie 321.627 schwerbehin-

derte Menschen mit Ausweis; Art Sprach- oder Sprechstörungen, Taubheit, 

 
21 Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. (Hrsg.): Steckbrief Psychische Behinderung. Verfügbar 
unter: KOFA_Aktion_Mensch_Steckbrief_Psychische_Behinderung.pdf [Zugriff am 10.02.2022] 
22 Vgl. WHO-Regionalbüro für Europa (Hrsg.): Definition des Begriffs „geistige Behinderung. Verfügbar un-
ter: WHO/Europa | Psychische Gesundheit - Definition des Begriffs „geistige Behinderung“ [Zugriff am 
10.02.2022] 
23 Vgl. DocCheck Community GmbH (Hrsg.): Intelligenzminderung. Verfügbar unter: Intelligenzminderung - 
DocCheck Flexikon [Zugriff am 10.02.2022] 
24 Vgl. ebd. 

https://www.kofa.de/fileadmin/Dateiliste/Dossiers/Dossier_Inklusion/KOFA_Aktion_Mensch_Steckbrief_Psychische_Behinderung.pdf
https://www.euro.who.int/de/health-topics/noncommunicable-diseases/mental-health/news/news/2010/15/childrens-right-to-family-life/definition-intellectual-disability
https://flexikon.doccheck.com/de/Intelligenzminderung#:~:text=Die%20Ursachen%20f%C3%BCr%20eine%20geistige%20Behinderung%20sind%20vielf%C3%A4ltig%3A,Zustand%20nach%20Schlaganfall%209%20Degenerative%20Prozesse%20im%20Gehirn
https://flexikon.doccheck.com/de/Intelligenzminderung#:~:text=Die%20Ursachen%20f%C3%BCr%20eine%20geistige%20Behinderung%20sind%20vielf%C3%A4ltig%3A,Zustand%20nach%20Schlaganfall%209%20Degenerative%20Prozesse%20im%20Gehirn
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Schwerhörigkeit, Gleichgewichtsstörungen. Statistisch erfasst sind damit insgesamt 

670.663 schwerbehinderte Menschen mit einer Sinnesbeeinträchtigung.25  

Eine Sinnesbeeinträchtigung kann leichte bis hin zu schweren Ausprägungen haben. 

Weiterhin können Beeinträchtigungen der Sinne auch bereits pränatal entstehen, aber 

auch im Laufe des Lebens.26 

3.6 Schwerbehinderte Menschen in Deutschland 

Gemäß § 214 SGB IX wird alle zwei Jahre eine Bundesstatistik mit folgenden Erhe-

bungsmerkmalen geführt: die Zahl der schwerbehinderten Menschen mit gültigem Aus-

weis, die schwerbehinderten Menschen nach Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehö-

rigkeit und Wohnort sowie Art, Ursache und Grad der Behinderung. 

Die zuletzt erhobene Bundesstatistik mit Stand vom 31. Dezember 2019 weist insgesamt 

7.902.960 Menschen mit Schwerbehinderung aus, dies entspricht einer Quote von 9,5 

% der in Deutschland lebenden Menschen auf Grundlage der Bevölkerungsfortschrei-

bung mit Stand vom 31. Dezember 2018. 

 
25 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Schwerbehinderte Menschen mit Ausweis (absolut und je 100.000 Ein-
wohner) - Gliederungsmerkmale: Jahre, Region, Art der Behinderung, Grad der Behinderung. Verfügbar 
unter Schwerbehinderte Menschen u.a. nach Region Art und Grad der Behinderung (gbe-bund.de) [Zugriff 
am 11.02.2022] 
26 Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. (Hrsg.): Steckbrief Sinnesbehinderung. Verfügbar unter: 
KOFA_Akton_Mensch_Steckbrief_Sinnesbehinderung.pdf [Zugriff am 11.02.2022] 
 

https://www.gbe-bund.de/gbe/pkg_isgbe5.prc_menu_olap?p_uid=gast&p_aid=14752685&p_sprache=D&p_help=0&p_indnr=218&p_indsp=115&p_ityp=H&p_fid=
https://www.kofa.de/fileadmin/Dateiliste/Dossiers/Dossier_Inklusion/KOFA_Akton_Mensch_Steckbrief_Sinnesbehinderung.pdf
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Abbildung 2: Statistik Schwerbehinderte Menschen in Deutschland nach Geschlecht und 
Altersgruppen 

Quelle: Schwerbehinderte Menschen in Deutschland nach Geschlecht und Altersgruppen - Sta-
tistisches Bundesamt (destatis.de) [letzter Zugriff am 10.02.2022, 14:02 Uhr] 
 

Weiterhin lebten im Jahr 2017 neben rund 7,77 Millionen Menschen mit einer aner-

kannten Schwerbehinderung, weitere rund 2,75 Millionen Menschen mit einer aner-

kannten Behinderung mit einem Grad der Behinderung von unter 50. Außerdem galten 

rund 2,53 Millionen Menschen als chronisch krank, ohne eine anerkannte Behinderung 

zu haben. Insgesamt lebten im Jahr 2017 also rund 13,04 Millionen Menschen mit ei-

ner Behinderung oder Beeinträchtigung.27 Am Jahresende 2017 lag die Gesamtbevöl-

kerung bei 82,8 Millionen Menschen.28 Die Quote der Menschen mit Behinderungen 

oder Beeinträchtigungen entspricht zum Jahresende 2017 15,75 %.  

  

 
27 Vgl. Statista Research Department (Hrsg.): Anzahl der Menschen mit Beeinträchtigungen oder Behinde-
rung in Deutschland in den Jahren 2009 bis 2017. Verfügbar unter: Anzahl der Menschen mit Beeinträchti-
gungen | Statista [Zugriff am 11.02.2022] 
28 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Pressemitteilung Nr. 347 vom 14. September 2018. Verfügbar unter 
Bevölkerung in Deutschland: 82,8 Millionen zum Jahresende 2017 - Statistisches Bundesamt (destatis.de) 
[Zugriff am 12.02.2022] 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Behinderte-Menschen/Tabellen/schwerbehinderte-alter-geschlecht-quote.html;jsessionid=2BC6F9220DC90DAD7AA368699751099D.live711
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Behinderte-Menschen/Tabellen/schwerbehinderte-alter-geschlecht-quote.html;jsessionid=2BC6F9220DC90DAD7AA368699751099D.live711
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1258663/umfrage/menschen-mit-beeintraechtigungen/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1258663/umfrage/menschen-mit-beeintraechtigungen/
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/09/PD18_347_12411.html
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4 Gesetzliche Grundlagen 

 
In Deutschland gelten verschiedene Rechtsnormen für Menschen mit Behinderungen. 

Auf internationaler Ebene findet zunächst die Allgemeine Erklärung der Menschen-

rechte sowie speziell die UN-Behindertenrechtskonvention Anwendung. Wesentliche 

Artikel der UN-Behindertenrechtskonvention, der Nationale Aktionsplan sowie der Akti-

onsplan des Freistaates Sachsen zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

werden in wesentlichen Zügen erläutert. Das Grundgesetz sowie das Behinderten-

gleichstellungsgesetz sind Rechtsnormen auf der Bundesebene. Das Gesetz zur Stär-

kung der Inklusion von Menschen mit Behinderungen im Freistaat Sachsen, kurz: 

Sächsisches Inklusionsgesetz, welches auf der Landesebene Anwendung findet, zielt 

darauf ab, die UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen. Wesentliche Passagen 

der Rechtsnormen werden vorgestellt.  

 

4.1 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

Bereits in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) vom 10. Dezember 

1948, eine Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen, werden Rechte 

verkündet die einem jeden Menschen zustehen sollen.29  

In der Präambel wird zunächst erklärt, dass die Anerkennung der angeborenen Würde 

und der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der 

Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet.30 

In den folgenden 30 Artikeln werden Menschen mit Behinderungen nicht explizit ge-

nannt. Man kann jedoch davon ausgehen, dass Menschen mit Behinderungen einge-

schlossen sind, da bereits in Artikel 1 und 2 der Allgemeinen Erklärung der Mensch-

rechte angeführt wird, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten gebo-

ren worden sind sowie jeder „Anspruch auf alle in der Erklärung verkündeten Rechte und 

Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, 

Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Her-

kunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand“ hat.31 

 
29 Generalversammlung der Vereinten Nationen (Hrsg.): Resolution der Generalversammlung – 217 A (III). 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Verfügbar unter: https://www.un.org/depts/german/menschen-
rechte/aemr.pdf, S. 1 [Zugriff am 14.02.2022] 
30 Vgl. ebd. S. 1 
31 Vgl. ebd. S. 2 

https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf


 

15 
 

Weiterhin wird in Artikel 7 der AEMR die Gleichheit vor dem Gesetz und den Anspruch 

auf gleichen Schutz durch das Gesetz sowie der Anspruch auf gleichen Schutz vor Dis-

kriminierung für alle Menschen erklärt.32 

Im Kontext dieser wissenschaftlichen Arbeit lassen sich noch die Artikel 24 und 27 AEMR 

benennen. Gemäß Artikel 24 AEMR hat jeder das Recht auf Erholung und Freizeit und 

nach Artikel 27 Nr. 1 AEMR hat jeder Mensch das Recht, am kulturellen Leben der Ge-

meinschaft teilzunehmen.33 

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte hat jedoch keinen rechtsverbindlichen 

Charakter, da die Generalversammlung der Vereinten Nationen kein Völkerrecht erlas-

sen kann, sie stellt lediglich einen orientierenden Charakter dar.34    

4.2 Die UN-Behindertenrechtskonvention 

In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 wurden 

Menschen mit Behinderungen bzw. Einschränkungen nicht explizit benannt, sie waren 

aber dennoch erfasst, da einem jedem Menschen diese Rechte zugesprochen werden 

sollten. Dennoch schließt die UN-Behindertenrechtskonvention diese sichtbare Auslas-

sung.  

Die UN-Behindertenrechtskonvention – das „Übereinkommen über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen“ wurde am 13. Dezember 2006 von der Generalversammlung 

der Vereinten Nationen beschlossen und trat am 3. Mai 2008 in Kraft.35 Dieses Men-

schenrechtsübereinkommen der Vereinten Nationen stellt einen völkerrechtlichen Ver-

trag dar. 

Mit der UN-Behindertenrechtskonvention ist die Grundlage für alle gesetzlichen Rege-

lungen zu Menschen mit Behinderungen und Barrierefreiheit geschaffen. Sie soll die In-

klusion fördern. In Deutschland wurde die UN-Behindertenrechtskonvention am 26. März 

2009 durch den Bundestag und Bundesrat ratifiziert.36  

Der Grundsatz der UN-BRK lautet: „Nicht ohne uns über uns“. Dies macht deutlich, dass 

Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft die volle und gleichberechtigte 

 
32 Vgl. ebd. S. 2 
33 Vgl. ebd. S. 5 f.  
34 Vgl. Deutscher Bundestag – Wissenschaftlicher Dienst (Hrsg.): 10. Dezember 2008: 60 Jahre Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte. Verfügbar unter: https://www.bundestag.de/re-
source/blob/503710/40f23212a839bf371fc0cbdaedaa2548/erklaerung-der-menschenrechte-data.pdf [Zu-
griff am 15.02.2022] 
35 Vgl. BMAS (Hrsg.): Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen. Verfügbar unter: 
https://www.bmas.de/DE/Soziales/Teilhabe-und-Inklusion/Politik-fuer-Menschen-mit-Behinderungen/un-
behindertenrechtskonvention-rechte-von-menschen-mit-behinderungen-langtext.html [Zugriff am 
16.02.2022] 
36 Vgl. ebd. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/503710/40f23212a839bf371fc0cbdaedaa2548/erklaerung-der-menschenrechte-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/503710/40f23212a839bf371fc0cbdaedaa2548/erklaerung-der-menschenrechte-data.pdf
https://www.bmas.de/DE/Soziales/Teilhabe-und-Inklusion/Politik-fuer-Menschen-mit-Behinderungen/un-behindertenrechtskonvention-rechte-von-menschen-mit-behinderungen-langtext.html
https://www.bmas.de/DE/Soziales/Teilhabe-und-Inklusion/Politik-fuer-Menschen-mit-Behinderungen/un-behindertenrechtskonvention-rechte-von-menschen-mit-behinderungen-langtext.html
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Teilhabe gewährt werden und sie am normalen Leben im Sinne der Inklusion teilhaben 

sollen.37   

Durch die UN-Behindertenrechtskonvention wurde ein grundlegendes Umdenken im Be-

reich der Behindertenpolitik angestoßen und sie stellt auch weiterhin einen großen Fort-

schritt in Richtung inklusive Gesellschaft dar. Dies schlägt sich vor allem im Bereich des 

SGB IX und im Behindertengleichstellungsgesetz nieder.38 Für die Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention veröffentlichte die Bundesregierung im September 2011 

erstmals den Nationalen Aktionsplan, am 28. Juni 2016 wurde die 2. Auflage des Natio-

nalen Aktionsplans verabschiedet.39 Auch die Sächsische Staatsregierung hat, be-

schlossen vom Sächsischen Kabinett am 8. November 2016, einen Aktionsplan zur Um-

setzung der UN-BRK geschaffen.40 

4.2.1 Relevante Artikel der UN-BRK 

Bereits Artikel 1 der UN-Behindertenrechtskonvention verdeutlicht, dass es das Ziel des 

Übereinkommens ist, allen Menschen mit Behinderungen den vollumfänglichen Zugang 

zu allen Menschenrechten und Grundfreiheiten zu gewährleisten, aber auch zu fördern 

und zu schützen. Weiterhin zählen zu den Menschen mit Behinderungen die Menschen, 

die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, 

welche sie durch Wechselwirkung mit unterschiedlichen Barrieren an der vollumfängli-

chen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können.41 

Artikel 3 der UN-BRK nennt Grundsätze des Übereinkommens. Dazu gehören insbeson-

dere die Würde, die individuelle Autonomie, die Freiheit eigene Entscheidungen zu tref-

fen sowie die Unabhängigkeit des Menschen zu achten. Grundsätze stellen außerdem 

die Nichtdiskriminierung, die vollumfängliche Teilhabe und Einbeziehung in die Gesell-

schaft, die Achtung vor der Unterschiedlichkeit sowie die Akzeptanz von Menschen mit 

Behinderungen, die Chancengleichheit und die Zugänglichkeit dar.42 

Auch Artikel 9 der UN-BRK ist von Bedeutung. Nach Art. 9 Abs. 1 UN-BRK ist Menschen 

mit Behinderungen die volle Teilhabe in sämtlichen Lebensbereichen zu ermöglichen. 

 
37 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.): Nicht ohne uns über uns. Verfügbar un-
ter: https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/nicht-ohne-uns-ueber-uns-
451554#:~:text=Vor%20genau%20f%C3%BCnf%20Jahren%2C%20am,gleichberech-
tigt%20an%20der%20Gesellschaft%20teilhaben. [Zugriff am 17.02.2022] 
38 Vgl. ebd. 
39 BMAS (Hrsg.): Nationaler Aktionsplan 2.0. Verfügbar unter: https://www.bmas.de/DE/Soziales/Teilhabe-
und-Inklusion/Nationaler-Aktionsplan/nationaler-aktionsplan-2-0.html [Zugriff am 16.02.2022] 
40 Vgl. SMS (Hrsg.): Aktionsplan der Sächsischen Staatsregierung zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Verfügbar unter: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025 [Zugriff am 
17.02.2022] 
41 Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.): Datenbank Menschenrechte und Behinderungen. Ver-
fügbar unter: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/daten-
bank-fuer-menschenrechte-behinderungen [Zugriff am 17.02.2022] 
42 Vgl. ebd. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/nicht-ohne-uns-ueber-uns-451554#:~:text=Vor%20genau%20f%C3%BCnf%20Jahren%2C%20am,gleichberechtigt%20an%20der%20Gesellschaft%20teilhaben
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/nicht-ohne-uns-ueber-uns-451554#:~:text=Vor%20genau%20f%C3%BCnf%20Jahren%2C%20am,gleichberechtigt%20an%20der%20Gesellschaft%20teilhaben
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/nicht-ohne-uns-ueber-uns-451554#:~:text=Vor%20genau%20f%C3%BCnf%20Jahren%2C%20am,gleichberechtigt%20an%20der%20Gesellschaft%20teilhaben
https://www.bmas.de/DE/Soziales/Teilhabe-und-Inklusion/Nationaler-Aktionsplan/nationaler-aktionsplan-2-0.html
https://www.bmas.de/DE/Soziales/Teilhabe-und-Inklusion/Nationaler-Aktionsplan/nationaler-aktionsplan-2-0.html
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-fuer-menschenrechte-behinderungen
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-fuer-menschenrechte-behinderungen
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Die Vertragsstaaten müssen geeignete Maßnahmen treffen um „Menschen mit Behin-

derungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, 

Information und Kommunikation, einschließlich Informations- und Kommunikationstech-

nologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffent-

lichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt 

werden, zu gewährleisten.“ Die Maßnahmen schließen außerdem die Feststellung und 

Beseitigung von Hindernissen und Barrieren ein.43 

Insbesondere Artikel 30 der UN-BRK ist im Kontext dieser wissenschaftlichen Arbeit zu 

betrachten. Nach Art. 30 Nr. 5 UN-BRK sollen die Vertragsstaaten geeignete Maßnah-

men treffen, um Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an Er-

holungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten zu ermöglichen. Art. 30 Nr. 5 d) der UN-BRK 

fordert sicherzustellen, dass insbesondere Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt 

mit anderen Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen kön-

nen.44  

4.2.2 Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK 

Der Nationale Aktionsplan wurde während der 18. Legislaturperiode in Zusammenarbeit 

mit den Menschen mit Behinderungen und deren Zusammenschlüssen weiterentwickelt. 

Der Prozess der Weiterentwicklung vom Nationalen Aktionsplan zum Nationalen Akti-

onsplan 2.0 hat ca. 2 Jahre gedauert und wurde am 28. Juni 2016 vom Kabinett der 

Bundesregierung verabschiedet.45 

Der erste Aktionsplan enthielt mehr als 200 Maßnahmen in einem Maßnahmenbündel 

bereit um die „Lücken zwischen Gesetzeslage und Praxis“ zu schließen. Der NAP 2.0 

soll insbesondere die Möglichkeit der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und 

der damit verbundenen Selbstbestimmung des Lebens weiter erhöhen.46 Beide Aktions-

pläne zielen darauf ab, dass Inklusion als gesamtgesellschaftliches Leitbild akzeptiert 

und gelebt wird.  

Der NAP 2.0 enthält neben den bereits im ersten NAP enthaltenen Handlungsfeldern, 

das weitere Handlungsfeld „Bewusstseinsbildung“. Durch die Weiterentwicklung des Na-

tionalen Aktionsplans, der Maßnahmen und Handlungsfelder wird deutlich, dass die 

 
43 Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.): Datenbank Menschenrechte und Behinderungen. Ver-
fügbar unter: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/daten-
bank-fuer-menschenrechte-behinderungen [Zugriff am 17.02.2022] 
44 Vgl. ebd. 
45 BMAS (Hrsg.): Broschüre „Unser Weg in eine inklusive Gesellschaft“. Verfügbar unter: 
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-
2.pdf?__blob=publicationFile&v=1, S.4 [Zugriff am 17.02.2022] 
46 Vgl. ebd. 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-fuer-menschenrechte-behinderungen
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-fuer-menschenrechte-behinderungen
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-2.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-2.pdf?__blob=publicationFile&v=1


 

18 
 

Bundesregierung Inklusion als gesamtgesellschaftliche Aufgabe ansieht und dabei maß-

geblich unterstützt.47 

 

Abbildung 3: Handlungsfelder des NAP 2.0 

Quelle: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-
2.pdf?__blob=publicationFile&v=1 [letzter Zugriff am 18.02.2022, 10:59 Uhr] 

 
Besonderer Bedeutung im Kontext dieser Arbeit kommt dem Handlungsfeld „Kultur, 

Sport und Freizeit“ zu. Die „aktive Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am kul-

turellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport zu unterstützen,“ ist Ziel der Bun-

desregierung soweit es in deren Zuständigkeitsbereich liegt.48 

4.2.3 Aktionsplan des Freistaates Sachsen zur Umsetzung der UN-BRK 

Der Aktionsplan der Sächsischen Staatsregierung zur Umsetzung der UN-Behinderten-

rechtskonvention wurde am 8. November 2016 vom Sächsischen Kabinett beschlos-

sen.49 

Die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ist in Sachsen bereits seit 1990 bedeu-

tendes Thema der Sächsischen Staatsregierung. Seit 1994 legt die Sächsische Staats-

regierung zudem in jeder Legislaturperiode einen Bericht beim Sächsischen Landtag 

über die Lage der Menschen mit Behinderungen im Freistaat Sachsen vor.50 

Im Artikel 33 der UN-BRK ist geregelt, dass eine oder mehrere staatliche Anlaufstellen 

bestimmt werden müssen, welche das Menschenrechtsübereinkommen durchführen 

und entsprechende Maßnahmen dazu überprüfen. Nach Artikel 33 UN-BRK wurde das 

Sächsische Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur 

 
47 Vgl. ebd. S. 7 
48 BMAS (Hrsg.): Broschüre „Unser Weg in eine inklusive Gesellschaft“. Verfügbar unter: 
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-
2.pdf?__blob=publicationFile&v=1, S.142 [Zugriff am 18.02.2022] 
49 Vgl. SMS (Hrsg.): Aktionsplan der Sächsischen Staatsregierung zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Verfügbar unter: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025, S. 3 [Zugriff am 
19.02.2022] 
50 Vgl. ebd. S. 15 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-2.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-2.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-2.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/inklusion-nationaler-aktionsplan-2.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025
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staatlichen Anlaufstelle ernannt, für alle im Zusammenhang mit der UN-BRK stehenden 

Angelegenheiten.51  

Mithin wird auch die bauliche Barrierefreiheit im Aktionsplan der Sächsischen Staatsre-

gierung zu einem wichtigen Handlungsfeld. Verzeichnet unter diesem Handlungsfeld 

sind die Vorgaben der UN-BRK, eine Situationsbeschreibung, der Handlungsbedarf so-

wie Ziel und Umsetzung. Weiterhin werden Maßnahmen hinsichtlich der baulichen Bar-

rierefreiheit, der Sensibilisierung für „Bauen für Alle“ und für Barrierefreiheit, Normen-

kontrolle- und anpassung, Barrierefreiheit bei Dienst- und öffentlichen Gebäuden sowie 

zu Informationen und Schulungen erläutert.52 

Die Vorgaben entsprechen dem Artikel 9 UN-BRK, in welchem die Forderung von gleich-

berechtigtem Zugang zu allen öffentlichen und sozialen Räumen für Menschen mit Be-

hinderungen gefordert wird, um die Teilnahme an der Gesellschaft zu gewährleisten. 

Die Aufgabe des Freistaates Sachsen ist es, für bauliche Barrierefreiheit zu sorgen. Da-

runter fällt dementsprechend die barrierefreie Gestaltung von Gebäuden und Räumen. 

Das barrierefreie Bauen findet seine Anforderungen besonders in der Sächsischen Bau-

ordnung. Hinsichtlich der rechtlichen Problematik der Inklusion und Integration behinder-

ter Menschen auf Spielplätzen in der Bundesrepublik Deutschland wird auch das barri-

erefreie Bauen in Bezug auf öffentlich zugängliche bauliche Anlagen wie Sport- und Frei-

zeitstätten geregelt.53 

Ein weiteres wichtiges Thema im Aktionsplan der Sächsischen Staatsregierung ist das 

Handlungsfeld Kultur, Sport, Freizeit und Tourismus. In diesem Handlungsfeld sind 

ebenso die Vorgaben der UN-BRK, die Situationsbeschreibung, der Handlungsbedarf 

sowie Ziel und Umsetzung verzeichnet. Auch Maßnahmen hinsichtlich Bestandsanalyse, 

Barrierefreier Zugang/Barrierefreie Vermittlungsangebote in staatlichen Museen und 

Theatern, Barrierefreier Zugang, Sensibilisierung sowie Kommunikation und Marketing 

werden erläutert.54 

Am kulturellen Leben teilzunehmen und den gleichberechtigten Zugang zu kulturellen 

Aktivitäten und Orten zu bekommen, ist das Recht von Menschen mit Behinderung und 

Aufgabe der Vertragsstaaten. Dies ist übereinstimmend mit Art. 30 Abs. 1 UN-BRK und 

dementsprechend Aufgabe des Freistaates Sachsen.55 

 
51 Vgl. ebd. S. 16 
52 Vgl. SMS (Hrsg.): Aktionsplan der Sächsischen Staatsregierung zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Verfügbar unter: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025, S. 127 ff. [Zugriff 
am 20.02.2022] 
53 Vgl. ebd. S. 127 
54 Vgl. SMS (Hrsg.): Aktionsplan der Sächsischen Staatsregierung zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Verfügbar unter: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025, S. 161 ff. [Zugriff 
am 20.02.2022] 
55 Vgl. ebd. S. 161 

https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025
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Voraussetzungen für barrierefreie Zugänge für bspw. die Staatlichen Kunstsammlungen 

Dresden, dem Sächsischen Staatstheater und dem Landesamt für Archäologie Sachsen 

wurden bereits geschaffen. Aber auch die Teilhabe von Menschen mit Behinderung am 

gesamtgesellschaftlichen Leben soll durch Zugang und Nutzung öffentlich zugänglicher 

Gebäude und Einrichtungen ermöglicht werden. Das Investitionsprogramm zum barrie-

refreien Bauen „Lieblingsplätze für uns alle“ beseitigt, ermöglicht oder erleichtert die Be-

seitigung vorhandener Barrieren. Insbesondere Barrieren im Bereich des Kultur-, Frei-

zeit-, Bildungs- und Gesundheitsbereichs sind davon eingeschlossen.56  

Das Investitionsprogramm zum barrierefreien Bauen „Lieblingsplätze für uns alle“ wurde 

zuletzt am 2. August 2019 vom SMS bekanntgemacht und dient insbesondere dazu, den 

Abbau bestehender Barrieren zu unterstützen.57 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
56 Vgl. SMS (Hrsg.): Aktionsplan der Sächsischen Staatsregierung zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Verfügbar unter: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025, S. 162 [Zugriff am 
20.02.2022] 
57 Vgl. SMS (Hrsg.): Bekanntmachung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucher-
schutz zum Investitionsprogramm „Barrierefreies Bauen – Lieblingsplätze für alle“. Verfügbar unter: 
https://www.sab.sachsen.de/wo-wi-is-ul-di/infrastruktur-st%C3%A4dtebau/staedte(um)baufoerderung/be-
kanntmachung-investitionsprogramm-barrierefreies-bauen-2019.pdf [Zugriff am 21.02.2022] 

Abbildung 4: Auszug aus dem Flyer "Barrierefreies Bauen - Lieblingsplätze für alle" 

Quelle: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/36387 [letzter Zugriff am 21.02.2022, 13:30 Uhr] 

https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/11025
https://www.sab.sachsen.de/wo-wi-is-ul-di/infrastruktur-st%C3%A4dtebau/staedte(um)baufoerderung/bekanntmachung-investitionsprogramm-barrierefreies-bauen-2019.pdf
https://www.sab.sachsen.de/wo-wi-is-ul-di/infrastruktur-st%C3%A4dtebau/staedte(um)baufoerderung/bekanntmachung-investitionsprogramm-barrierefreies-bauen-2019.pdf
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/36387
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4.3 Das Grundgesetz 

Das Grundgesetz stellt die Verfassung für die Bundesrepublik Deutschland dar.  

Bereits Artikel 1 des Grundgesetzes regelt, dass die Würde des Menschen unantastbar 

und zu achten und zu schützen ist, als Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.  

In Art. 2 Abs. 1 GG manifestiert sich das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persön-

lichkeit.  

Weiterhin regelt Artikel 3 Abs. 1 GG die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz. Nach 

Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG darf niemand aufgrund seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Das Grundgesetz verdeutlicht an dieser Stelle das alle Menschen, auch den Menschen 

mit Behinderungen die wichtigsten Grundrechte garantiert werden. Insbesondere hin-

sichtlich der Inklusion und Integration sowie der zu schaffenden Barrierefreiheit wird 

deutlich, dass die Menschen mit Behinderung sich per Gesetz in der Mitte unserer Ge-

sellschaft befinden. Die praktische Umsetzung der daraus resultierenden Rechte sowie 

die Rechte durch die UN-Behindertenrechtskonvention sollen mithilfe der Aktionspläne 

des Bundes und der Länder Anwendung finden, evaluiert und verbessert werden. 

4.4 Das Behindertengleichstellungsgesetz 

Eine weitere wichtige gesetzliche Grundlage ist die des Behindertengleichstellungsge-

setzes. Ziel nach § 1 Abs. 1 Behindertengleichstellungsgesetz ist es, die Benachteiligung 

von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen, zu verhindern und ihre gleichberech-

tigte Teilnahme am gesamtgesellschaftlichen Leben zu gewährleisten und ihnen Selbst-

bestimmung zu ermöglichen. Die besonderen Bedürfnisse von Menschen mit Behinde-

rungen werden hierbei berücksichtigt. 

In § 3 BGG werden Menschen mit Behinderungen definiert. Demnach sind Behinderun-

gen solche, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigun-

gen haben, welche sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barri-

eren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. Als lang-

fristig gilt, wenn anzunehmen ist, dass die Behinderung mit hoher Wahrscheinlichkeit 

länger als sechs Monate andauert. 

Weiterhin gibt es im § 4 BGG eine Definition zur Barrierefreiheit. Demnach sind bauliche 

und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der 

Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und Kommunika-

tionseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche dann barrierefrei, wenn sie 

für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Er-

schwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. 

Die Nutzung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel ist hierbei erlaubt. 
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4.5 Das Sächsische Inklusionsgesetz 

Im Freistaat Sachsen existierte sehr lang kein Plan zur Umsetzung der UN-Behinderten-

rechtskonvention. Das Sächsische Inklusionsgesetz wurde am 2. Juli 2019 vom Sächsi-

schen Landtag verabschiedet und löste damit, dass zuvor geltende Integrationsgesetz 

ab.58 

Das Sächsische Inklusionsgesetz soll Menschen mit Behinderungen die selbstbe-

stimmte Teilhabe am gesamtgesellschaftlichen Leben sichern. Berücksichtigt wurden in 

diesem Gesetz auch die Forderungen des VdK Sachsen e.V., nun mehr regelt das Ge-

setz z.B. die Verwendung von leichter Sprache und die Förderung von Teilhabe.59 

§ 1 des SächsInklusG definiert als Ziel eindeutig die Umsetzung der UN-Behinderten-

rechtskonvention. Benachteiligungen denen Menschen mit Behinderungen entgegentre-

ten, sollen beseitigt bzw. verhindert und die gleichberechtigte Teilnahme am gesamtge-

sellschaftlichen Leben  sollen gewährleistet und gefördert werden. Nach § 1 Abs. 2 S. 1, 

2 SächsInklusG müssen Behörden des Freistaates Sachsen sowie die unter der Aufsicht 

des Freistaates stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts sowie Einrichtungen, Vereinigungen und juristische Personen des Privatrechts, 

an denen die in § 1 Abs. 2 S. 1 SächsInklusG genannten Stellen unmittelbar, mittelbar 

ganz oder überwiegend beteiligt sind, die genannten Ziele aktiv fördern und beachten. 

§ 2 SächsInklusG definiert Behinderung ebenfalls. Wenn ein Mensch in Wechselwirkung 

mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren eine langfristige körperliche, seelische, 

geistige oder Sinnesbeeinträchtigung hat und an der gleichberechtigten Teilhabe am Le-

ben in der Gesellschaft gehindert wird, gilt er als Mensch mit Behinderung. Von einer 

langfristigen Behinderung wird dann gesprochen, wenn sie mit hoher Wahrscheinlichkeit 

für einen Zeitraum von länger als sechs Monate anhält. Weiterhin sind Menschen von 

Behinderung bedroht, wenn eine körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträch-

tigung hat. 

Barrierefrei sind nach § 3 SächsInklusG bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, 

technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische 

und visuelle Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere ge-

staltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein 

üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 

 
58 Vgl. Sozialverband VdK Sachsen e.V. (Hrsg.): Sächsisches Inklusionsgesetz beschlossen. Verfügbar 
unter: https://www.vdk.de/sachsen/pages/behinderung/inklusion/77347/inklusionsgesetz_verabschiedet 
[Zugriff am 23.02.2022] 
59 Vgl. ebd. 

https://www.vdk.de/sachsen/pages/behinderung/inklusion/77347/inklusionsgesetz_verabschiedet
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auffindbar, zugänglich und nutzbar sind, dabei ist die Verwendung behinderungsbedingt 

notwendiger Hilfsmittel zulässig. 

Weiterhin führt § 4 SächsInklusG ein Benachteiligungsverbot auf. Demnach ist es nach 

§ 1 Abs. 2 S.1, 2 SächsInklusG verboten Menschen mit Behinderungen zu benachteili-

gen. Eine Benachteiligung liegt nach § 4 Abs. 2 S. 1 SächsInklusG dann vor, wenn Men-

schen mit Behinderungen ohne zwingenden Grund anders behandelt werden als Men-

schen ohne Behinderungen und dadurch an der gleichberechtigten Teilhabe am gesamt-

gesellschaftlichen Leben unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt werden. Weiterhin 

wird nach § 4 Abs. 2 S. 3 SächsInklusG bei einem Verstoß gegen eine Verpflichtung zur 

Herstellung von Barrierefreiheit das Vorliegen einer Benachteiligung vermutet. 

Die Förderung der Teilhabe wird nach Maßgabe des § 10 SächsInklusG unterstützt. 

Nach Absatz 1 soll Menschen mit Behinderungen eine gleichberechtigte Teilhabe ge-

währleistet werden um ein selbstbestimmtes Leben zu führen. Dazu werden insbeson-

dere Maßnahmen der Bewusstseinsbildung für die Lage von Menschen mit Behinderun-

gen, der Verbesserung der Barrierefreiheit, der Einbeziehung in die Gemeinschaft, zur 

Verbesserung der Mobilität, Teilhabe am Arbeitsleben sowie die Teilhabe am politi-

schen, öffentlichen und kulturellen Leben von Menschen mit Behinderungen gefördert. 
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5 Betrachtung spezialgesetzlicher und sonstiger Vorgaben für 

Spielplätze 

 
Im Bereich der spezialgesetzlichen Vorgaben für barrierefreie Spielplätze müssen ins-

besondere baugesetzliche Vorgaben wie das Baugesetzbuch sowie das Sächsische 

Baugesetzbuch herangezogen werden. Des Weiteren werden relevante DIN-Normen, 

insbesondere die DIN-Norm 18034-1 sowie die DIN-Norm 33942 erläutert.  

 

5.1 Baugesetzliche Vorgaben 

Im Bereich des Bauplanungsrecht, welches auf Bundesebene geregelt ist, findet das 

Baugesetzbuch (BauGB) Anwendung. Ebenso findet die durch die Länderebene aufge-

stellte Landesbauordnung, die Sächsische Bauordnung im Bereich des Bauordnungs-

recht Anwendung. 

5.1.1 Baugesetzbuch 

Zunächst regelt das Baugesetzbuch in §§ 1, 2, dass die Aufgabe der Bauleitplanung ist, 

die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe 

des BauGB mithilfe von Bauleitplänen vorzubereiten und zu leiten. Als Bauleitpläne wer-

den der Flächennutzungsplan, auch vorzubereitender Bauplan sowie der Bebauungs-

plan, auch verbindlicher Bauleitplan genannt, bezeichnet. 

Weiterhin haben die Gemeinden nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB die Bauleitpläne aufzustel-

len, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich 

ist. Die Bauleitpläne sind nach § 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Mithin sollen nach § 1 Abs. 5 BauGB die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche 

Entwicklung gewährleisten, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden 

Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander 

in Einklang bringen und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienenden sozialgerechten 

Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung. Die Bau-

leitpläne sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürli-

chen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln, sowie den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung, insbesondere auch in der Städteentwicklung, zu fördern, sowie die 

städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und 

zu entwickeln. 

Daraus ergibt sich insbesondere in § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB, dass in der Aufstellung der 

Bauleitpläne insbesondere die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, 

insbesondere die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten 
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Menschen, unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und Männer sowie die Belange 

des Bildungswesen und von Sport, Freizeit und Erholung zu berücksichtigen sind.  

5.1.2 Sächsische Bauordnung 

Zunächst ist die Sächsische Bauordnung Teil des öffentlichen Bauordnungsrechts. Das 

Ziel des Bauordnungsrechts ist damit zuallererst, dass bauliche Anlagen in einer Art und 

Weise errichtet werden, die der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nicht entgegenste-

hen sowie die Vermeidung von Gefährdung für Leib und Leben.60 

Das Bauordnungsrecht wird auf Landesebene geregelt. Die Sächsische Bauordnung ist 

eine von 16 verschiedenen Landesbauordnungen in Deutschland, die sich zwar alle 

nach der Musterbauordnung richten, im Detail aber Unterschiede ausweisen.61 

Im Anwendungsbereich nach § 1 SächsBO sind nach Abs. 1 S. 1 bauliche Anlagen und 

Bauprodukte erfasst, nach S. 2 weiterhin auch Grundstücke sowie andere Anlagen und 

Einrichtungen, die nach den Anforderungen der SächsBO bzw. Vorschriften aufgrund 

dieses Gesetzes gestellt werden. Von der Negativabgrenzung in § 1 Abs. 2 SächsBO 

sind Spielplätze nicht erfasst. Demnach sind Spielplätze vom Anwendungsbereich der 

SächsBO grundsätzlich erfasst. 

§ 2 Abs. 1 S. 1, 2 SächsBO regelt zunächst was eine bauliche Anlage ist. Eine bauliche 

Anlage ist demnach eine mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten hergestellte 

Anlage. Eine Verbindung mit dem Boden besteht demnach auch dann, wenn die Anlage 

durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweg-

lich ist oder wenn die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt ist, über-

wiegend ortsfest benutzt zu werden.  

Nach § 2 Abs. 9 SächsBO werden bauliche Anlagen dann als barrierefrei definiert, soweit 

sie für Menschen mit Behinderung in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere 

Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind. 

Allgemeine Anforderungen an Anlagen nach § 3 SächsBO sind, dass diese so zu errich-

ten, zu ändern und instand zu halten sind, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

sowie Leben, Gesundheit und natürliche Lebensgrundlagen nicht gefährdet werden.  

In § 8 Abs. 2 SächsBO sind Kinderspielplätze geregelt. Nach Satz 1 ist demnach bei der 

Errichtung von Gebäuden mit mehr als drei Wohnungen auf dem Baugrundstück oder in 

unmittelbarer Nähe auf einem anderen geeigneten Grundstück, bei dem die dauerhafte 

 
60 Vgl. Einbock GmbH (Hrsg.): Erklärung zum Begriff Bauordnungsrecht. Verfügbar unter: https://www.jura-
forum.de/lexikon/bauordnungsrecht [Zugriff am 28.02.2022] 
61 Vgl. Grimm, Roland (Hrsg.): Welchen Zweck erfüllen die Landesbauordnungen? Verfügbar unter: 
https://www.baustoffwissen.de/baustoffe/baustoffknowhow/baurecht/welchen-zweck-erfuellen-eigentlich-
die-landesbauordnungen-lbo/ [Zugriff am 01.03.2022] 

https://www.juraforum.de/lexikon/bauordnungsrecht
https://www.juraforum.de/lexikon/bauordnungsrecht
https://www.baustoffwissen.de/baustoffe/baustoffknowhow/baurecht/welchen-zweck-erfuellen-eigentlich-die-landesbauordnungen-lbo/
https://www.baustoffwissen.de/baustoffe/baustoffknowhow/baurecht/welchen-zweck-erfuellen-eigentlich-die-landesbauordnungen-lbo/
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Nutzung für den Zweck der Errichtung eines Spielplatzes dauerhaft rechtlich gesichert 

sein muss, ein ausreichend großer Spielplatz für Kleinkinder anzulegen. Dies gilt nach § 

8 Abs. 2 S. 2 SächsBO aber dann nicht, wenn in unmittelbarer Nähe eine Gemein-

schaftsanlage oder ein sonstiger für die Kinder nutzbarer Spielplatz geschaffen wird oder 

vorhanden ist oder ein Spielplatz wegen der Art und Lage der Wohnung nicht erforderlich 

ist. Weiterhin kann nach § 8 Abs. 2 S. 3 SächsBO bei bestehenden Gebäuden die Her-

stellung von Spielplätzen für Kleinkinder nach der Maßgabe des § 8 Abs. 2 S. 1 SächsBO 

verlangt werden, wenn die Gesundheit und der Schutz der Kinder dies erfordert. 

§ 50 Abs. 2 S. 1 SächsBO regelt außerdem barrierefreies Bauen hinsichtlich baulicher 

Anlagen die öffentlich zugänglich sind. Demnach müssen diese Anlagen in den Teilen 

die dem allgemeinen Besucher- und Benutzerverkehr dienen, barrierefrei sein. Nach § 

50 Abs. 2 S. 2 gilt diese Norm insbesondere für Einrichtungen der Kultur und des Bil-

dungswesens, Sport- und Freizeitstätten, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Büro-

, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, Verkaufsstätten, Gast- und Beherbergungsstätten 

sowie Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. Öffentliche Spielplätze sind ohne 

Zweifel von den genannten Sport- und Freizeitstätten erfasst. Weiterhin regelt § 50 Abs. 

3 SächsBO, dass Abweichungen von den Absätzen 1 und 2 nur dann getroffen werden 

können, wenn aufgrund schwieriger Geländeverhältnisse, wegen des Einbaus eines 

sonst nicht erforderlichen Aufzugs, wegen vorhandener ungünstiger Bebauung oder auf-

grund der Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder alten Menschen ein unver-

hältnismäßiger Mehraufwand entstehen würde. 

Der Aufbau und die Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden wird in § 57 SächsBO ge-

regelt. Demnach sind nach § 57 Abs. 1 S. 1 SächsBO Bauaufsichtsbehörden; 1. die 

Landkreise und Kreisfreien Städte als untere Bauaufsichtsbehörden, 2. die Landesdirek-

tion Sachsen als obere Bauaufsichtsbehörde und 3. das Staatsministerium für Regional-

entwicklung als oberste Bauaufsichtsbehörde. Nach § 57 Abs. 3 SächsBO sind für den 

Vollzug dieses Gesetzes und anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften, für die Errich-

tung, Änderung, Nutzungsänderung und Beseitigung sowie die Nutzung und die Instand-

haltung von Anlagen die untere Bauaufsichtsbehörde zuständig, insofern nichts anderes 

bestimmt ist.  

Weiterhin regelt § 61 Abs. 1 Nr. 14 c) SächsBO, dass Kinderspielplätze im Sinne des § 

8 Abs. 2 S. 1 SächsBO zu verfahrensfreien Bauvorhaben zählen. 

5.2 DIN-Normen barrierefreier Spielplätze 

Normen werden vom Deutschen Institut für Normung (DIN) e.V. herausgegeben und 

mithilfe von ca. 36.000 Experten aus Wirtschaft, Forschung sowie durch Verbraucher 
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und die öffentliche Hand entwickelt. DIN-Normen dienen vor allem der Sicherheit der 

Menschen und der Vereinheitlichung und Verbesserung von Qualitätsstandards.62  

Es ist jedem möglich einen Normungsantrag zu stellen, das Deutsche Institut für Nor-

mung e.V. prüft danach den Bedarf der Branche. So ist es möglich, dass auch auf Ver-

braucherseite Menschen mit Behinderungen oder bspw. Organisationen die sich für die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen einsetzen, an einem Norm-Projekt beteili-

gen.63  

Durch die mögliche breite Beteiligung an DIN-Normen, sowie den Grundprinzipien von 

Transparenz und Konsensfindung, finden diese hohe Akzeptanz auf dem Markt und wer-

den dementsprechend oft angewendet.64  

DIN-Normen werden nach spätestens fünf Jahren auf ihre Aktualität überprüft und ent-

weder überarbeitet oder zurückgezogen.65 

Grundsätzlich sind Normen freiwillige Standards und zuallererst nur mit Empfehlungs-

charakter verbunden. Der DIN-Normenausschuss Bauwesen (NABau) ist für die Ent-

wicklung von DIN-Normen für das Bauwesen zuständig und novelliert diese bei Bedarf.66  

Erst wenn eine DIN-Norm in die Liste der technischen Baubestimmungen aufgenommen 

wurde, wird diese Teil des geltenden Baurechts und ist dann für alle Baubeteiligten ver-

pflichtend.67 

Die aktuelle Fassung der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums für 

Regionalentwicklung zur Geltung der Technischen Baubestimmungen (VwV TB) vom 6. 

Januar 2021, Anlage zu Ziffer I Nr. 1, enthält die an das Landesrecht angepassten tech-

nischen Baubestimmungen, welche auf den technischen Baubestimmungen des Deut-

schen Instituts für Bautechnik, Ausgabe 2019/1 beruhen.68  

Anlage 1 der VwV TB enthält die für die Barrierefreiheit auf Spielplätzen relevanten DIN-

Normen; 18034-1 sowie 33942 nicht. Bisher sind in den technischen Baubestimmungen 

 
62 Vgl. DIN e.V. (Hrsg.): DIN – kurz erklärt. Verfügbar unter: https://www.din.de/de/ueber-normen-und-stan-
dards/basiswissen#:~:text=Sie%20dient%20der%20Sicherheit%20von,Jeder%20kennt%20DIN%20A4. 
[Zugriff am 06.03.2022] 
63 Vgl. ebd. 
64 Vgl. ebd.  
65 Vgl. DIN e.V. (Hrsg.): Entstehung einer Norm. Verfügbar unter: https://www.din.de/de/ueber-normen-
und-standards/din-norm [Zugriff am 07.03.2022] 
66 Vgl. Anondi GmbH (Hrsg.): Grundsätzliches zum Baurecht. Verfügbar unter: https://www.barrierefreie-
immobilie.de/barrierefreiheit-und-baurecht/baurecht-grundsaetzliches/ [Zugriff am 07.03.2022] 
67 Vgl. ebd. 
68 SK (Hrsg.): VwV TB. Verfügbar unter: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18986-VwV-TB#romI 
[Zugriff am 08.03.2022]  

https://www.din.de/de/ueber-normen-und-standards/basiswissen#:~:text=Sie%20dient%20der%20Sicherheit%20von,Jeder%20kennt%20DIN%20A4
https://www.din.de/de/ueber-normen-und-standards/basiswissen#:~:text=Sie%20dient%20der%20Sicherheit%20von,Jeder%20kennt%20DIN%20A4
https://www.din.de/de/ueber-normen-und-standards/din-norm
https://www.din.de/de/ueber-normen-und-standards/din-norm
https://www.barrierefreie-immobilie.de/barrierefreiheit-und-baurecht/baurecht-grundsaetzliches/
https://www.barrierefreie-immobilie.de/barrierefreiheit-und-baurecht/baurecht-grundsaetzliches/
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18986-VwV-TB#romI
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lediglich die DIN-Normen 18040-1 für öffentlich zugängliche Gebäude sowie die DIN 

18040-2 für Wohnungen hinsichtlich barrierefreiem Bauen erfasst.69 

5.2.1 DIN-Norm 18034-1 

Die DIN 18034-1, erarbeitet vom DIN-Normenausschuss Bauwesen (NABau) und vom 

DIN-Normenausschuss Sport- und Freizeitgerät (NASport) enthält die Norm „Spielplätze 

und Freiräume zum Spielen – Teil 1: Anforderungen für Planung, Bau und Betrieb.70  

Durch die Berücksichtigung von neusten Erkenntnissen aus Planung und Spielpädago-

gik stellt die DIN 18034-1 zunächst eine Hilfestellung für Planung, Bau und Betrieb von 

Spielplätzen und Freiräumen zum Spielen dar. Mit ihr wurden Planungsziele und Anfor-

derungen hinsichtlich der Barrierefreiheit zugrunde gelegt. Weiterhin wurden die Rechts-

grundlagen des GG, des BGG sowie der Landesbauordnungen berücksichtigt.71 

Vom Anwendungsbereich der DIN 18034-1 sind Neuplanungen und Generalsanierun-

gen von Spielplätzen und Freiräumen zum Spielen erfasst, außerdem gilt sie für Aus-, 

Umbauten und Modernisierungen.72 

Weiterhin legt die DIN 18034-1 wichtige Definitionen fest. So ist ein Spielplatz eine „Flä-

che, die bauplanungsrechtlich zum Spielen ausgewiesen oder vertraglich hierfür be-

stimmt ist“. Ein Freiraum zum Spielen hingegen ist ein „zum Spielen geeigneter Ort, der 

nicht bauplanungsrechtlich ausgewiesen ist“. Barrierefreiheit wird wie folgt definiert: Eine 

„soziale Dimension, die alle zu erfüllenden Voraussetzungen für alle Menschen in jedem 

Alter mit unterschiedlichen Fähigkeiten, ohne und mit Behinderungen zum gleichberech-

tigten, selbstbestimmten und unabhängigen Leben kombiniert“. Auch der Inklusionsge-

danke wird erfasst, demnach ist Inklusion der „Anspruch, die selbstbestimmte, gleichbe-

rechtigte und gleichwertige Teilhabe von allen Menschen in allen Lebensbereichen zu 

ermöglichen“.73 

Um Barrierefreiheit zu erreichen werden außerdem das „Zwei-Sinne-Prinzip“ sowie das 

„Zwei-Wege-Prinzip“ definiert. Das „Zwei-Sinne-Prinzip“ stellt die „gleichzeitige Vermitt-

lung von Informationen für mindestens zwei Sinne (Sehen, Hören, Fühlen-Tasten)“ dar, 

wohingegen das „Zwei-Wege-Prinzip“ die „Erreichung, Erschließung und/oder Benut-

zung von Einrichtungen und Nutzungsgegenständen auf mindestens zwei unterschied-

lich gestalteten Wegen, von denen mindestens einer barrierefrei sein muss“, darstellt.74 

 
69 SK (Hrsg.): Anlage zu Ziffer I der VwV TB. Verfügbar unter: https://bauen-wohnen.sachsen.de/down-
load/1bAnlagezuZifferIderVwV_TB2019_1.pdf, S. 54 [Zugriff am 08.03.2022] 
70 Vgl. DIN e.V. (Hrsg.): DIN 18034-1, siehe Anhang 1, S.1 
71 Vgl. ebd. S. 5 
72 Vgl. ebd. S. 6 
73 Vgl. ebd. S. 7 
74 Vgl. ebd. S. 8  

https://bauen-wohnen.sachsen.de/download/1bAnlagezuZifferIderVwV_TB2019_1.pdf
https://bauen-wohnen.sachsen.de/download/1bAnlagezuZifferIderVwV_TB2019_1.pdf
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Außerdem sind Nutzer in geeigneter Weise am Planungsprozess neuer Spielplätze, bei 

Freiräumen zum Spielen oder bei Umgestaltung derer, geeignet zu beteiligen. Wichtig 

ist, dass sich bei der Beteiligung der Nutzer, ein möglichst großer Querschnitt der Bevöl-

kerung abbilden lässt, so dass alle Interessen berücksichtigt werden können. Weiterhin 

bildet die Barrierefreiheit die Grundlage für die Planung von Spielplätzen, Freiräumen 

zum Spielen und Umgestaltungen, sie sind so zu gestalten, dass Inklusion erreicht wer-

den kann. Die Prinzipien der Zwei-Sinne und der Zwei-Wege sind zu erfüllen, ebenso 

wie Zugang und Nutzbarkeit für alle.75 

Ziel der DIN 18034-1 ist die Berücksichtigung der ganzheitlichen Entwicklung von Kin-

dern und Jugendlichen, dies betrifft die Prävention der Gesundheit ebenso wie eine viel-

fältige und barrierefreie Erscheinung.76 Insbesondere auch die Barrierefreiheit ist Ziel der 

DIN 18034-1, demnach müssen Spielplätze für jeden Menschen erreichbar sein. Dem-

nach sind Barrieren zu vermeiden und die DIN 18040-3 in besonderer Weise zu berück-

sichtigen. Inklusion kann durch Beteiligung und Vielfalt erreicht werden.77  

Weiterhin wird der Sicherheit und der Gesunderhaltung der Menschen eine wichtige 

Rolle zugesprochen, sie ist während Planung, Bau und Betrieb in besonderem Maße zu 

berücksichtigen um die Verantwortung insbesondere gegenüber Kindern gerecht zu wer-

den.78 

Ein- und Ausgänge von Spielplätzen müssen über mindestens einen Zugang barrierefrei 

sein und sind so zu gestalten, dass Kinder und andere Nutzer deutlich erkennbar den 

Spielplatz betreten oder verlassen können.79 

Zugleich weist die DIN 18034-1 darauf hin, dass Inklusion nicht bedeutet, „dass jeder 

jedes Spielangebot nutzen kann“. Auch das Hinzufügen eines Spielangebotes, dass nur 

von einer Nutzergruppe benutzt werden kann, ist nicht im Sinne des Inklusionsgedan-

ken. Danach sind in planerischer Hinsicht die Erreichbarkeit des Spielplatzes von einzel-

nen oder allen Spielplatzzonen sowie das Angebot unterschiedlicher Schwierigkeits-

grade bei verschiedenen Spielangeboten zu beachten. Demnach ist es nicht möglich, 

den verschiedenen Erscheinungsformen der möglichen Behinderungen in jeder Ausprä-

gung, auf jedem Spielplatz ein Spielangebot zu machen. Insofern Erwachsene einer Be-

hinderung haben, ist es wichtig, auch diesen den barrierefreien Zugang zum Spielplatz 

zu ermöglichen.80 

 
75 Vgl. DIN e.V. (Hrsg.): DIN 18034-1, siehe Anhang 1, S. 9 
76 Vgl. ebd. S. 10 
77 Vgl. ebd. S. 11 
78 Vgl. ebd. S. 14 
79 Vgl. ebd. S. 15 
80 Vgl. ebd. S. 16 
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5.2.2 DIN-Norm 33942  

Die DIN 33942, erarbeitet vom DIN-Normenausschuss Sport- und Freizeitgerät 

(NASport) enthält die Norm „Barrierefreie Spielplatzgeräte – Sicherheitstechnische An-

forderungen und Prüfverfahren“.81  

Die DIN 33942 berücksichtigt die neusten technischen Entwicklungen von Spielplatzge-

räten und geht davon aus, dass im Sinne der Barrierefreiheit Geräte auf einem Spielplatz 

durch alle Menschen sollten genutzt werden können.82  

Der Anwendungsbereich der DIN 33942 erfasst neue barrierefreie Spielplatzgeräte so-

wie auch die Umgestaltung bereits bestehender Spielplätze auf Geräte zur barrierefreien 

Nutzung.83  

Die Definition des Begriffs Barrierefreiheit wird in der DIN 33942 erweitert. Demnach ist 

es eben wie in der DIN 18034-1 eine „soziale Dimension, die alle zu erfüllenden Voraus-

setzungen für alle Menschen in jedem Alter mit unterschiedlichen Fähigkeiten, ohne und 

mit Behinderungen zum gleichberechtigten, selbstbestimmten und unabhängigen Leben 

[…] kombiniert“ aber gleichzeitig „die Möglichkeit zur Wahrnehmung gleicher Rechte und 

Erfüllung gleicher Pflichten“. Weiterhin wird der Begriff der Hilfe als „Instrument, techni-

sches System und Ausrüstung, die für Verhinderung, Ausgleich, Erleichterung oder Auf-

hebung bei Schädigungen, Funktionsbeeinträchtigungen oder Behinderungen vorgese-

hen sind“, definiert.84 

Weitere wichtige Definitionen sind bspw. die der Bewegungsfläche oder Umsetzfläche 

für Menschen mit Behinderungen die einen Rollstuhl benötigen. Eine Bewegungsfläche 

ist demnach eine „Fläche, die den jeweiligen Geräten oder Gerätebaugruppen zugeord-

net und für die barrierefreie Nutzung erforderlich ist“, eine Umsetzfläche hingegen ist ein 

„Teil des Gerätes, das das Überwechseln in das bzw. aus dem Gerät, z.B. vom oder in 

den Rollstuhl, ermöglicht“.85 

Allgemeine sicherheitstechnische Anforderungen für Geräte bzw. Teile die bspw. durch 

Rollstühle oder ähnliche Hilfsmittel befahren werden können, müssen Bewegungsflä-

chen von mindestens 1,50 Meter in Länge und Breite aufweisen. Dies betrifft solche die 

zur Richtungsänderung dienen, zum Aufenthalt oder den Zu- und Ausgang im Zusam-

menhang mit zu benutzenden Geräten. Bewegungsflächen die davon nicht erfasst sind, 

müssen mindestens 1,20 Meter in Breite aufweisen. Weiterhin müssen 

 
81 Vgl. DIN e.V. (Hrsg.): DIN 33942, siehe Anhang 2, S.1 
82 Vgl. ebd. S. 4 
83 Vgl. ebd. S. 5 
84 Vgl. ebd. S. 5 
85 Vgl. ebd. S. 6 
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Bewegungsflächen ohne Stufen gestaltet sein. Insofern Geräte oder Teile davon nicht 

mit einem Rollstuhl benutzbar sind, müssen diese eine Umsetzfläche aufweisen.86 

Weitere sicherheitstechnische Anforderungen hinsichtlich Werkstoffen, Konstruktion, 

Bodenarten, Fallraum sowie gerätespezifische Anforderungen sind ebenfalls in der DIN 

33942 enthalten.87 Auf diese Anforderungen wird im weiteren Verlauf kein Bezug ge-

nommen. 

  

 
86 Vgl. DIN e.V. (Hrsg.): DIN 33942, siehe Anhang 2, S.6 
87 Vgl. ebd. S. 6 ff. 
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6 Entwicklung einer Checkliste zur Überprüfung von Barriere-
freiheit auf Spielplätzen 

 
Unter Berücksichtigung der gesetzlichen und spezialgesetzlichen sowie der DIN-Nor-

men wird eine Checkliste zur Überprüfung von Barrierefreiheit auf Spielplätzen entwi-

ckelt. Dabei erfolgt eine Gewichtung der unterschiedlichen Kriterien zur Bewertung der 

zu überprüfenden Spielplätze, weiterhin erfolgt die getrennte Bewertung nach rechtli-

chen Vorgaben und nach Vorgaben mit Empfehlungscharakter – der DIN. 

 

Geeignete Kriterien im Allgemeinen sind: 

o in der allgemein üblichen Weise, 

o ohne besondere Erschwernis, 

o grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, 

o zugänglich für alle, 

o nutzbar für alle. 

Diese Kriterien sollte jeder als barrierefrei ausgewiesene Spielplatz erfüllen, da diese 

sich nach insbesondere nach § 4 BGG richten. Pro Kriterium kann ein Punkt erreicht 

werden. 

Geeignete Kriterien im Speziellen sind: 

o das Angebot unterschiedlicher Spielangebote bzw. einzelner Spielplatzzonen, 

o vorhandene Bewegungsfläche, 

o vorhandene Umsetzfläche, 

o Verwendung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel ist möglich, 

o Zwei-Sinne-Prinzip, 

o Zwei-Wege-Prinzip. 

Diese Kriterien sollten idealerweise von einem Spielplatz erfüllt werden, um Barriere-

freiheit nach den DIN-Normen 18034-1 sowie 33942 zu erreichen. Pro Kriterium kann 

ein Punkt erreicht werden bzw. richten sich die zu erreichenden Punkte beim erstge-

nannten Kriterium nach Anzahl der unterschiedlichen Spielangebote bzw. Spielplatzzo-

nen. Als unterschiedliche Spielangebote werden bspw. Sandkästen, Wippen, Spiel-

platzgerät zum Klettern sowie Rutschen gezählt. Als Spielplatzzonen gelten Spielflä-

chen mit Geräten, Entspannungszonen sowie Tobefläche ohne Geräte. 

 

Die erstellte Checkliste befindet sich im Anhang 3 und wird in der Überprüfung der Bar-

rierefreiheit ausgewählter Spielplätze zur Bewertung herangezogen. 
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7 Überprüfung ausgewählter Spielplätze in einer Stadt 

 
Um die rechtliche Problematik der Inklusion und Integration behinderter Menschen in 

Bezug auf Barrierefreiheit auf Spielplätzen in der Bundesrepublik Deutschland beurtei-

len zu können, muss zunächst eine geeignete Stadt ausgewählt werden. Eine Gesamt-

betrachtung der Bundesrepublik Deutschland kann vor allem aufgrund der Ressource 

Zeit nicht erfolgen und wird daher exemplarisch anhand einer Stadt erörtert. 

 

7.1 Auswahl eines geeigneten Bundeslandes zur Überprüfung der Barrierefrei-
heit 

Unter Gesamtbetrachtung der Bundesrepublik Deutschland kommt der Freistaat Sach-

sen in Betracht. Sachsen ist mit ca. 4 Millionen Einwohnern, einer Fläche von mehr als 

18.400 km² und einem Anteil von 5,2 % am Bundesgebiet das sechstgrößte deutsche 

Bundesland und daher geeignet, die rechtliche Problematik anhand einer sächsischen 

Stadt darzustellen.88 

Der Freistaat Sachsen normiert mit dem Sächsischen Inklusionsgesetz an erster Stelle 

die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention als Ziel und damit die Beseitigung 

und Verhinderung sowie die Gewährleistung und Förderung der gleichberechtigten Teil-

nahme am gesamtgesellschaftlichen Leben von Menschen mit Behinderungen.  

 

Abbildung 5: Sachsen im Überblick 

Quelle: https://www.freistaat.sachsen.de/index.html [letzter Zugriff am 14.03.2022, 22:45 Uhr] 

 
88 SK (Hrsg.): Sachsen im Überblick. Verfügbar unter: https://www.freistaat.sachsen.de/index.html [Zugriff 
am 14.03.2022] 

https://www.freistaat.sachsen.de/index.html
https://www.freistaat.sachsen.de/index.html


 

34 
 

7.2 Auswahl einer geeigneten Stadt zur Überprüfung der Barrierefreiheit 

Als geeignete Stadt zur Überprüfung der Barrierefreiheit und der damit verbundenen 

rechtlichen Problematik der Inklusion und Integration behinderter Menschen auf Spiel-

plätzen kommt Dresden als Landeshauptstadt des Freistaates Sachsen in Betracht. 

Die Landeshauptstadt Dresden ist geeignet, da bereits am 11. Juli 2013 einen Aktions-

plan sowie auch die Fortschreibung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-

tion vom Stadtrat beschlossen wurde. Damit setzte die Stadt einen Meilenstein in der 

Behindertenpolitik.89 

Der Aktionsplan wurde in Zusammenarbeit mit verschiedenen Organisationen, z.B. der 

Stadt AG – Aktives Netzwerk für ein inklusives Leben in Dresden e.V., welche sich für 

die Rechte von Menschen mit Behinderungen einsetzen, erstellt. Weiterhin wurden im 

Aktionsplan des Landeshauptstadt Dresden sieben Handlungsfelder bestimmt, darunter 

auch „Mobilität und Barrierefreiheit“ als Handlungsfeld Nr. 2.90  

Im Bereich von Kultur, Sport und Freizeit setzt die Landeshauptstadt Dresden auf zahl-

reiche Angebote die Menschen mit Behinderungen zur Verfügung stehen. Menschen mit 

Behinderungen wird die Teilnahme an kulturellen und sportlichen Angeboten und Ver-

anstaltungen durch die barrierefreie Planung dieser ermöglicht. Weiterhin werden zur 

Freizeitgestaltung auch öffentliche Spielplätze in der Landeshauptstadt Dresden ange-

boten, die insbesondere von Kindern mit Behinderungen, genutzt werden können.91 

Die Landeshauptstadt Dresden als geeignete sächsische Stadt zur Überprüfung der Bar-

rierefreiheit auf Spielplätzen wird in zehn Stadtbezirke und neun Ortschaften gegliedert. 

Stadtbezirke der Landeshauptstadt Dresden sind Altstadt, Blasewitz, Cotta, Klotzsche, 

Leuben, Loschwitz, Neustadt, Pieschen, Plauen und Prohlis. Außerdem zu nennen sind 

die neun Ortschaften der Landeshauptstadt Dresden; Altfranken & Gompitz, Cosse-

baude & Oberwartha, Langebrück & Schönborn, Mobschatz, Schönfeld-Weißig und die 

Ortschaft Weixdorf. 

 
89 Vgl. Landeshauptstadt Dresden – Amt für Presse-, Öffentlichkeitsarbeit und Protokoll (Hrsg.): Erster Ak-
tionsplan. Verfügbar unter: https://www.dresden.de/de/leben/gesellschaft/behinderung/aktionsplan/erster-
aktionsplan.php [Zugriff am 15.03.2022] 
90 Vgl. ebd. 
91 Vgl. Landeshauptstadt Dresden – Amt für Presse-, Öffentlichkeitsarbeit und Protokoll (Hrsg.): Kultur – 
Freizeit – Sport. Verfügbar unter: https://www.dresden.de/de/leben/gesellschaft/behinderung/kultur-freizeit-
sport.php [Zugriff am 15.03.2022] 

https://www.dresden.de/de/leben/gesellschaft/behinderung/aktionsplan/erster-aktionsplan.php
https://www.dresden.de/de/leben/gesellschaft/behinderung/aktionsplan/erster-aktionsplan.php
https://www.dresden.de/de/leben/gesellschaft/behinderung/kultur-freizeit-sport.php
https://www.dresden.de/de/leben/gesellschaft/behinderung/kultur-freizeit-sport.php
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Abbildung 6: Themenstadtplan der Landeshauptstadt Dresden mit verzeichneten Stadtbezirken 
und Ortschaften 

Quelle: Themenstadtplan Dresden : powered by cardo.Map  [letzter Zugriff am 16.03.2022, 

14:43] 

Bei Überprüfung der Barrierefreiheit auf Spielplätzen in der Landeshauptstadt Dresden, 

wird die stichprobenartige Begehung und fotografische Dokumentation verschiedener 

Stadtbezirke und Ortschaften als sinnvoll erachtet, um einen fundierten Vergleich ziehen 

zu können. 

7.2.1 Statistische Daten zu schwerbehinderten Menschen in Dresden 

Im Jahr 2020 lebten in der Landeshauptstadt Dresden 91.174 Menschen mit Behinde-

rungen, darunter waren 52.478 Menschen denen von Amts wegen eine Schwerbehinde-

rung anerkannt wurde.92 Die 52.478 Menschen mit Schwerbehinderung machen immer-

hin eine Quote von rund 58 % der Menschen mit Behinderungen in Dresden aus.  

 
92 Vgl. Landeshauptstadt Dresden – Amt für Presse-, Öffentlichkeitsarbeit und Protokoll (Hrsg.): Erster Ak-
tionsplan. Verfügbar unter: https://www.dresden.de/de/leben/stadtportrait/statistik/gesundheit/gesund-
heit.php#:~:text=2020%20lebten%2091.174%20Menschen%20mit,mit%20123%20fast%20gleich%20ge-
blieben. [Zugriff am 16.03.2022] 

https://stadtplan.dresden.de/?bm=VECTOR&th=VA_ORTSAMT&pos-box=384361.5|5646147.5|443641.5|5671947.5;25833&pos-mark=false
https://www.dresden.de/de/leben/stadtportrait/statistik/gesundheit/gesundheit.php#:~:text=2020%20lebten%2091.174%20Menschen%20mit,mit%20123%20fast%20gleich%20geblieben
https://www.dresden.de/de/leben/stadtportrait/statistik/gesundheit/gesundheit.php#:~:text=2020%20lebten%2091.174%20Menschen%20mit,mit%20123%20fast%20gleich%20geblieben
https://www.dresden.de/de/leben/stadtportrait/statistik/gesundheit/gesundheit.php#:~:text=2020%20lebten%2091.174%20Menschen%20mit,mit%20123%20fast%20gleich%20geblieben
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Die Statistik „Menschen mit Behinderung“ der Kommunalen Statistikstelle zeigt in Abbil-

dung 1 zusätzlich auf, dass im Jahr 2020 der Anteil der Menschen mit Schwerbehinde-

rung bei ca. 11 % lag.  

 

Abbildung 7: Schwerbehinderte insgesamt und je Einwohner 2000 bis 2020 

Quelle: https://www.dresden.de/media/pdf/statistik/Statistik_2101_84-Menschen_mit_Behinde-

rung.pdf [letzter Zugriff am 17.03.2022, 12:12] 

Weiterhin sind nach Tabelle 3 der Statistik im Jahr 2020 insgesamt 12.357 Menschen 

mit Behinderungen des Bewegungsapparates erfasst, diese weisen mindestens einen 

Grad der Behinderung von 50 auf. Im Verhältnis zu den insgesamt 52.478 Menschen mit 

Schwerbehinderung macht dies eine Quote von rund 24 % aus, also beinahe ein Viertel. 

 

Abbildung 8: Schwerbehinderte nach Art und Ursache der schwersten Behinderung 2020 

Quelle: https://www.dresden.de/media/pdf/statistik/Statistik_2102_85-Menschen_mit_Behinde-
rung.pdf [letzter Zugriff am 17.03.2022, 13:01 Uhr] 
. 

https://www.dresden.de/media/pdf/statistik/Statistik_2101_84-Menschen_mit_Behinderung.pdf
https://www.dresden.de/media/pdf/statistik/Statistik_2101_84-Menschen_mit_Behinderung.pdf
https://www.dresden.de/media/pdf/statistik/Statistik_2102_85-Menschen_mit_Behinderung.pdf
https://www.dresden.de/media/pdf/statistik/Statistik_2102_85-Menschen_mit_Behinderung.pdf
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7.2.2 Infoportal Barrierefreiheit 

Das Infoportal Barrierefreiheit der Landeshauptstadt Dresden stellt für Menschen mit Be-

hinderung eine Möglichkeit dar sich über verschiedene Einrichtungen und Institutionen 

hinsichtlich ihrer Barrierefreiheit zu informieren. Dabei können sie nach verschiedenen 

Bereichen filtern, bspw. einer Einrichtung/Institution, dem Zugang und der Nutzbarkeit 

oder der Barrierefreiheit eines WCs.  

 

Abbildung 9: Generalübersicht zum Infoportal Barrierefreiheit 

Quelle: https://www.dresden.de/apps_ext/InfoportalBarrierefreiheit_de/institutions?0 [letzter Zu-

griff am 17.03.2022] 

  

https://www.dresden.de/apps_ext/InfoportalBarrierefreiheit_de/institutions?0
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Weiterhin sind im Bereich der Einrichtungen/Institutionen; Kategorie Freizeit/Touris-

mus/Kultur die eingeschränkt bzw. vollständig barrierefreien Spielplätze verzeichnet.  

 

Abbildung 10: Übersicht der möglichen auszuwählenden Einrichtungen/Institutionen - Auswahl 
Spielplätze 

Quelle: https://www.dresden.de/apps_ext/InfoportalBarrierefreiheit_de/institutions?0 [letzter Zu-

griff am 17.03.2022] 

In der Kategorie Freizeit/Tourismus/Kultur; Unterkategorie Spielplatz sind dementspre-

chend 37 Spielplätze verzeichnet, die entweder nicht barrierefrei, teilweise barrierefrei 

bzw. vollständig barrierefrei sind. 

https://www.dresden.de/apps_ext/InfoportalBarrierefreiheit_de/institutions?0
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Abbildung 11: Anzahl und Übersicht der barrierefreien Spielplätze in der Landeshauptstadt Dres-
den 

Quelle: https://www.dresden.de/apps_ext/InfoportalBarrierefreiheit_de/institutions?0 [letzter Zu-

griff am 17.03.2022] 

Zunächst lassen sich die 37 Spielplätze in die verschiedenen Stadtbezirke und Ort-

schaften aufteilen (siehe Anhang 4). Wohingegen in den Stadtbezirken Altstadt, Cotta, 

Klotzsche, Leuben, Neustadt, Pieschen, Plauen und Prohlis Spielplätze im Infoportal 

Barrierefreiheit verzeichnet sind, gibt es in den Stadtbezirken Blasewitz und Loschwitz 

keine verzeichneten Spielplätze . Nur in den Ortschaften Altfranken & Gompitz sowie 

Schönfeld-Weißig sind Spielplätze verzeichnet, in den anderen Ortschaften sind keine 

Spielplätze gelistet. 

7.2.3 Auswahl einiger Spielplätze zur Überprüfung auf Barrierefreiheit  

Zur Betrachtung der rechtlichen Problematik werden ca. ein Viertel von den 37 vorhan-

denen Spielplätzen zur Überprüfung der Barrierefreiheit herangezogen. Dies entspricht 

ca. neun Spielplätzen, diese werden durch Zufall ausgewählt. In der Auswahl befinden 

sich: 

o Spielplatz Dinglingerstraße 23 (Stadtbezirk Altstadt), 

o Spielplatz Bonhoefferplatz-Ost (Stadtbezirk Cotta), 

o Waldspielplatz Klotzsche (Stadtbezirk Klotzsche), 

o Spielplatz Schanzenstraße (Stadtbezirk Neustadt), 

o Spielplatz Peschelstraße (Stadtbezirk Pieschen), 

https://www.dresden.de/apps_ext/InfoportalBarrierefreiheit_de/institutions?0
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o Spielplatz Cämmerswalder Straße (Stadtbezirk Plauen), 

o Spielplatz Lungkwitzer Straße (Stadtbezirk Prohlis), 

o Spielplatz August-Bebel-Straße (Ortschaft Cossebaude & Oberwartha), 

o Spielplatz Hauptstraße Weißig – am Teich (Ortschaft Schönfeld-Weißig). 

7.2.4 Begehung und fotografische Dokumentation 

Die ausgewählten Spielplätze werden im Rahmen einer Begehung fotografisch doku-

mentiert. Anschließend werden die Spielplätze anhand der erstellten Checkliste Barrie-

refreiheit (siehe Anhang 3) überprüft. Die fotografische Dokumentation der Spielplätze 

befindet sich in gleicher Reihenfolge wie in Unterkapitel 7.2.3 in Anhang 5, die dazuge-

hörigen Bewertungen befinden sich in Anhang 6.  

7.2.5 Auswertung 

Nach der fotografischen Dokumentation von neun Spielplätzen in der Landeshauptstadt 

Dresden und einer Auswertung hinsichtlich der Barrierefreiheit auf Spielplätzen stellt sich 

im Ergebnis heraus, dass alle Spielplätze zunächst einmal vollständig oder einge-

schränkt barrierefrei sind. 

Im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes ergibt sich, bis auf einer Ausnahme, 

bei allen Spielplätze die allgemeine und vollständige Barrierefreiheit. Acht von neun 

Spielplätzen können von Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, 

ohne besondere Erschwernis, grundsätzlich ohne fremde Hilfe aufgefunden werden, 

sind zugänglich und nutzbar für alle. Der Waldspielplatz Klotzsche kann nicht ohne be-

sondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe aufgefunden werden. Beson-

ders die Zuwegung stellt ein besonderes Erschwernis dar, vor allem für Menschen mit 

Behinderungen des Bewegungsapparates. Auch kann er nicht grundsätzlich ohne 

fremde Hilfe aufgefunden werden, da hierfür zunächst Ortskenntnisse sowie Hinweis-

schildern zu folgen, erforderlich sind.  

Die rechtlichen Grundlagen sind hier zu einem großen Teil erfüllt, sodass sich die Barri-

erefreiheit auf Spielplätzen in der Landeshauptstadt Dresden als gegeben erweist.  

Im Sinne der DIN-Normen 18034-1 und 33942 ergibt sich,  dass acht von neun Spiel-

plätzen nur eingeschränkt barrierefrei sind. Auf allen Spielplätzen gibt es eine unter-

schiedliche Anzahl von Spielangeboten sowie eine unterschiedliche Anzahl von Spiel-

zonen. Weiterhin sind Bewegungsflächen vorhanden und auch die Verwendung behin-

derungsbedingt notwendiger Hilfsmittel sind möglich. Auch das Zwei-Sinne-/Zwei-Wege-

Prinzip wird bis auf im Spielplatz August-Bebel-Straße (Cossebaude) immer erfüllt. Al-

lerdings gibt es nur auf dem Waldspielpark Klotzsche Flächen die als Umsetzflächen 
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erkennbar sind. In einem Sandkasten sind hier Flächen installiert, die als Umsetzflächen 

das Überwechseln in bzw. aus dem Sandkasten z.B. von oder in einen Rollstuhl ermög-

lichen.  

Es ist nicht möglich, jeden Spielplatz so zu gestalten, dass jeder Mensch, ob mit oder 

ohne Behinderung, alles nutzen, also Barrierefreiheit immer erreicht werden kann.  

Dennoch ist auf allen Spielplätzen, egal ob im Sinne des BGG oder der DIN-Normen 

sichtbar, dass insbesondere Menschen mit Behinderung des Bewegungsapparates, be-

sonders Menschen die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, nicht in gleichberechtigter, 

selbstbestimmter und unabhängiger Weise auf den ausgewählten Spielplätzen in der 

Landeshauptstadt Dresden am gesamtgesellschaftlichen Leben teilnehmen können.  
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8 Fazit 

Mithilfe dieser Bachelorarbeit wurde ein Überblick über die rechtliche Problematik der 

Inklusion und Integration von Menschen mit Behinderungen in Verbindung mit der ge-

setzlich verankerten Barrierefreiheit in besonderem Bezug auf Spielplätze in der Bun-

desrepublik Deutschland erarbeitet.  

 
Allen voran ist die Teilhabe und Inklusion von Menschen mit Behinderungen am ge-

samtgesellschaftlichen Leben ein Menschenrecht, dies gilt es zu achten, zu schützen 

und zu fördern.  

 
Es gibt einige Regelungen in der Bundesrepublik Deutschland und im Freistaat Sach-

sen, welche Menschen mit Behinderungen schützen und zugutekommen. Insbeson-

dere das Behindertengleichstellungsgesetz sowie das Sächsische Inklusionsgesetz 

entspringen dem Kerngedanken der UN-Behindertenrechtskonvention – Menschen mit 

und ohne Behinderungen sollen gleichberechtigt sowie ohne Stigmatisierung in sämtli-

chen Bereichen des Alltags zusammen leben, spielen, lernen. 

 
Die Aktionspläne der Bundesregierung, der Sächsischen Staatsregierung und der Lan-

deshauptstadt Dresden stellen Meilensteine in der Behindertenpolitik dar. Insbeson-

dere auch hier ist die Abkehr des traditionellen Verständnisses von Behinderung sicht-

bar, Behinderung wird nun mehr als soziales Modell verstanden. Hand in Hand mit 

Menschen mit Behinderungen und deren Organisationen wird auf die Umsetzung und 

Überwachung der UN-Behindertenrechtskonvention geachtet. 

 
Dennoch gibt es trotz umfassender Regelungen weiterhin großen Handlungsbedarf be-

züglich der Umsetzung von Barrierefreiheit in sämtlichen Bereichen. Hier besteht noch 

umfassender Bedarf zur Verbesserung. Besonders die bauliche Barrierefreiheit stellt 

eine große Herausforderung dar. Vor allem für Menschen mit Behinderungen des Be-

wegungsapparates, speziell Menschen die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, gibt es 

kaum Spielplatzgeräte bzw. Spielplatzangebote. Hierfür müsste zunächst eine statisti-

sche Erfassung stattfinden, welche den Bedarf der Freizeitgestaltung von Menschen 

mit Behinderungen untersucht. Erst dann könnte eine zielgerichtete und bedürfnisori-

entierte Verbesserung der baulichen Barrierefreiheit erfolgen. Menschen mit Behinde-

rungen sollten, soweit sie können, selbst bestimmen können, wie sie ihre Freizeit ge-

stalten. Die Aufnahme der DIN-Normen 18034-1 und 33942 in die VwV TB hätte einen 

hohen Wert und könnte nutzbringend für Menschen mit Behinderungen sein.  

 
Die Autorin kommt nach einer umfangreichen Recherche zu dem Ergebnis, dass Inklu-

sion, speziell im Bereich der Freizeitgestaltung funktionieren kann. Da Spielplätze 
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grundsätzlich Begegnungsstätten darstellen, könnte hier der Leitgedanke der Inklusion 

zielführend verfolgt werden.  

 
Abschließend lässt sich sagen, dass die Komplexität der Thematik nicht vollständig er-

örtert werden konnte. Auch ein endgültiges Ergebnis zur Barrierefreiheit auf Spielplät-

zen in der Bundesrepublik Deutschland kann aufgrund der kleinen Stichprobe nicht ge-

zogen werden. Das Ziel der Inklusion aller Menschen in die Gesellschaft, besonders 

der Menschen mit Behinderungen, kann aber nicht nur Gegenstand von Gesetzen und 

Normen sein. Vielmehr benötigt es hier auch den Rückhalt und die Rücksicht der Ge-

sellschaft. Menschen mit Behinderungen können Barrieren begegnen, daher ist es 

wichtig, dass sich viele Menschen aktiv in den langwierigen Prozess der Inklusion ein-

bringen. Die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und deren Inklusion sollte 

oberstes Ziel sein und tagtäglich in das Gedächtnis der Menschen gerufen werden.  
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Kernsätze 

1. Menschen mit Behinderungen haben verfassungsrechtliche Garantien, diese sind 

vorallem im Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG), 

Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz (Art. 3 Abs. 1 GG) sowie im Benachteili-

gungsverbot aufgrund Behinderung (Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG) manifestiert. 

2. Auch außerhalb der verfassungsrechtlichen Garantien besteht für Menschen mit Be-

hinderungen ein weitreichender Schutz. Dieser wird vorallem durch die UN-Behin-

dertenrechtskonvention gewährleistet und schlägt sich im Behindertengleichstel-

lungsgesetz, dem Sächsischen Inklusionsgesetz und den verschiedenen Aktionsplä-

nen nieder.  

3. Es besteht dennoch die Notwendigkeit die DIN-Normen in Recht umzusetzen, um 

der besonderen Bedeutung von Menschen mit Behinderungen gerecht zu werden. 

Diese Übernahme würde Menschen mit Behinderungen stärken und die Barrierefrei-

heit vorantreiben.  

4.  Die Landeshauptstadt Dresden hat mit der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention die Notwendigkeit von Inklusion erkannt und erarbeitet mit dem Aktions-

plan und deren Fortschreibung aktiv an Lösungen zu gleichberechtigten Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen.  

5. Die Teilhabe und Inklusion von Menschen mit Behinderungen ist mit unterschiedli-

chen Problemen gekennzeichnet und bedarf des Rückhalts und der Rücksicht der 

Gesellschaft wie auch der Politik.
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